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Liebe Leserinnen und Leser,

die „Konvention über katholisch-sozial orientierte politische Ju-
gend- und Erwachsenenbildung in der AKSB“ wurde vor über 
zehn Jahren von der Mitgliederversammlung der Arbeitsgemein-
schaft katholisch-sozialer Bildungseinrichtungen in der Bundes-
republik Deutschland (AKSB) beschlossen. Seit dieser Zeit ist 
sie Grundlage und Leitbild der täglichen Arbeit. Die Konvention 
dient der Qualitätssicherung der Bildungsarbeit und leistet einen 
wichtigen Beitrag zur fachlichen und politischen Diskussion der 
Profession nicht-formaler politischer Jugend- und Erwachsenen-
bildung.

Anlässlich des 10-jährigen Bestehens der Konvention hat die 
AKSB im Jahr 2008 in einem Diskurs innerhalb der verschiede-
nen AKSB-Gremien sowie mit den Bezugswissenschaften katho-
lisch-sozial orientierter politischer Bildung grundlegende Aspek-
te der Konvention überprüft, um ihr Selbstverständnis weiter zu 

Dr. Alois Becker  
Vorsitzender

Lothar Harles
Geschäftsführer

Editorial
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entwickeln und die Formulierungen zu präzisieren. Unser Dank 
gilt allen Experten aus Wissenschaft und Praxis für ihre intensive 
Mitarbeit und Unterstützung in diesem Prozess. Ein besonderer 
Dank gilt der von der Mitgliederversammlung 2008 eingesetzten 
Arbeitsgruppe, die den Ergänzungstext erarbeitet hat. Mit die-
sem Prozess ist es der Arbeitsgemeinschaft gelungen, eine zeit-
gemäße und zukunftsorientierte Arbeitsgrundlage für die AKSB 
und ihre Partner zu präsentieren.
Das Ergebnis dieses Prozesses nahm die Mitgliederversamm-
lung der AKSB am 24. November 2009 in Fulda in Form der 
„Aktualisierenden Ergänzungen“ zustimmend zur Kenntnis.

Beide Texte – „Konvention (1998)“ und „Aktualisierende Ergän-
zungen (2009)“ – werden hiermit gemeinsam vorgelegt und kön-
nen bei den AKSB-Mitgliedern und in der Profession politischer 
und sozialethischer Bildung Anwendung finden. Diese Publika-
tion stellt damit einen wichtigen Baustein im Prozess der sich 
weiterentwickelnden Professionalisierung politischer Bildung ka-
tholischer Träger dar.

Unser besonderer Dank gilt Bundesministerin Dr. Kristina 
Schröder, Bundesminister Dr. Thomas de Maizière und Erzbischof 
Dr. Reinhard Marx für ihre Geleitworte, in denen sie den Stellen-
wert und die Notwendigkeit der katholisch-sozial orientierten poli-
tischen Bildung in unterschiedlicher Weise unterstreichen.

 Dr. Alois Becker   Lothar Harles
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Geleitwor te

zur AKSB-Konvention von 1998 über katholisch-sozial 
orientierte politische Jugend- und Erwachsenenbildung 
in der AKSB und den Aktualisierenden Ergänzungen 
von 2009
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Geleitwort des
Bundesministers des Innern, 
Dr. Thomas de Maizière, 
MdB

Katholisch-sozial orientierte 
Jugend- und Erwachsenenbil-
dung leistet einen wesentlichen 
Beitrag zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Ein wichtiger 
Baustein ihrer politischen Bil-
dungsarbeit ist es, Menschen 
zu informieren, sie bei der Ent-

wicklung einer unabhängigen politischen Urteilsfähigkeit zu 
unterstützen und Teilhabemöglichkeiten anzubieten. Sie schafft 
dadurch wichtige Voraussetzungen für den Zusammenhalt, 
denn gut informierte Bürgerinnen und Bürger sind eher in der 
Lage und bereit, sich für das Gemeinwohl einzusetzen und auch 
Schwächere in unserer Gesellschaft zu unterstützen.

Der Staat stellt die Rahmenbedingungen zur Verfügung, um die 
Beachtung des Gemeinwohls zu gewährleisten. Die Verwirklichung 
desselben, es mit Leben zu erfüllen, ist Aufgabe der Bürgergesell-
schaft. Unsere Demokratie lebt davon, dass die Bürgerinnen und 
Bürger sich immer wieder aufs Neue für sie einsetzen.

Eine aktive Zustimmung zur Demokratie hat viel mit Ziel- und 
Wertvorstellungen zu tun, die auf die Gesellschaft als Ganzes 
ausgerichtet sind, die Verantwortungsübernahme für sich und 
für andere beinhalten. Eine politische Jugend- und Erwach-
senenbildung, die das Leitbild des aktiven Bürgers für sich 
beansprucht, braucht neben guten Rahmenbedingungen und 
Professionalität ethische Werte, die auf Vertrauen, Mitmensch-
lichkeit, Würde, Respekt und Toleranz wie auch auf politische 
Teilhabe und auf das Gemeinwohl orientierte Haltungen und 
Handlungsbereitschaft gründen.

Geleitworte
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Dies macht die katholisch-sozial orientierte Jugend- und 
Erwachsenenbildung aus, und es macht sie unverzichtbar. 
Die über 60 Mitgliedseinrichtungen der Arbeitsgemeinschaft 
katholisch-sozialer Bildungswerke haben in der politischen Bil-
dungsarbeit ihren festen Platz. Die vorliegende Konvention gibt 
wichtige Anstöße und lädt zur Reflexion der Zukunft politischer 
Bildung und ethischer Werte ein. Ich wünsche Ihnen für Ihre 
Bildungsarbeit viele weitere Anregungen, Erfolg und Zuspruch. 
Unsere Gesellschaft braucht Ihr Engagement.

Dr. Thomas de Maizière, MdB
Bundesminister des Innern

Geleitworte
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Geleitwort der
Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, 
Dr. Kristina Schröder 

Demokratie lebt vom vielstim-
migen Meinungsaustausch und 
vom konstruktiven Streit um die 
beste Lösung. Kaum jemand 
hat das schöner auf den Punkt 
gebracht als die liberale Politi-
kerin Hildegard Hamm-Brücher: 

„Durch Ruhe und Ordnung kann die Demokratie ebenso gefähr-
det werden wie durch Unruhe und Unordnung“, hat sie einmal 
gesagt. Deshalb braucht Demokratie Menschen, die sich einmi-
schen und sich vernehmbar zu Wort melden.

Voraussetzung dafür ist politische Bildung. Nur wer politische, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Zusammenhänge versteht, 
kann sich ein eigenes Urteil bilden und unsere Gesellschaft mit 
gestalten. Kirchliche und konfessionelle Organisationen tragen 
mit ihrer Bildungsarbeit maßgeblich zur Stärkung der politischen 
Mündigkeit der Bürgerinnen und Bürgern bei – und damit auch 
zur Stärkung der Demokratie und zur Verteidigung gegen ihre 
Feinde.

Dabei arbeiten Politik und politische Bildungsarbeit, Staat und 
freie Träger, Verbände und Bildungseinrichtungen sehr erfolg-
reich zusammen. Das zeigt sich nicht nur in der Weiterent-
wicklung der politischen Theorie, sondern insbesondere in der 
alltäglichen Praxis der Bildungseinrichtungen und Begegnungs-
stätten. Die Konvention für katholisch-sozial orientierte politische 
Jugend- und Erwachsenenbildung war und ist ein Meilenstein 
für eine gemeinsame, wertorientierte Bildungsarbeit. Sie bietet 
Orientierung bei der inhaltlichen Ausrichtung der Bildungsarbeit 

Geleitworte
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und ermöglicht eine systematische Weiterentwicklung im Hin-
blick auf aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen, neue 
fachliche Erkenntnisse und neue Zielgruppen.

Ich danke den Verantwortlichen in der katholisch-sozial orien-
tierten Bildungsarbeit herzlich für ihr herausragendes Engage-
ment in der politische Bildung und wünsche dabei weiterhin viel 
Erfolg!

Dr. Kristina Schröder
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Geleitworte
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Geleitwort von
Erzbischof 
Dr. Reinhard Marx 

Im Jahr 1998 haben sich die Mit-
glieder der Arbeitsgemeinschaft 
katholisch-sozial orientierter Bil-
dungswerke in der Bundesrepu-
blik Deutschland (AKSB) auf eine 
„Konvention über katholisch-
sozial orientierte politische Ju-
gend- und Erwachsenenbildung 
in der AKSB“ verständigt – als 

gemeinsames Leitbild für ihre sozialethische und politische Bil-
dungsarbeit. Die Grundlagen dafür wurden mit den Maßstäben 
der Katholischen Soziallehre und ihrem Verständnis von Gerech-
tigkeit und verantwortlichem Handeln für das Wohlergehen al-
ler Menschen entwickelt. Angesichts der seither eingetretenen 
gravierenden gesellschaftlichen Veränderungen und der weit-
reichenden Folgen der globalen Wirtschafts- und Finanzkrisen 
war es ein notwendiger und wichtiger Schritt, die verbindenden 
Werte und Überzeugungen auf ihre Aktualität hin zu überprüfen 
und zu ergänzen.

Auch die Aktualisierung zur AKSB-Konvention verpflichtet die 
Mitglieder in ihrer Bildungsarbeit grundsätzlich auf das christ-
liche Menschenbild, das Gemeinwohl und die Sozialprinzipien 
Solidarität und Subsidiarität. Hinzu kommen jedoch drei wich-
tige Akzentuierungen, die in der Auseinandersetzung mit ein-
zelnen politischen Sachthemen berücksichtigt werden müssen: 
eine noch stärkere Fokussierung auf die Menschenrechts-Bil-
dung, die Förderung von Partizipation und Demokratie bei der 
Verfolgung des Gemeinwohls sowie als „Weltgemeinwohl“ die 
Entwicklung und Verfolgung von Konzepten globalen Lernens.

In globalen Krisenzeiten ist das Bedürfnis nach Orientierung 

Geleitworte
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groß. Die katholisch-sozial orientierte politische Bildung hat hier-
bei eine wichtige Vermittlungsaufgabe. Sie muss das Bewusst-
sein dafür schärfen, dass die bisher vor allem wirtschaftlich ver-
standene Globalisierung menschlichen Bedürfnissen angepasst 
werden muss und dass dies über die nationalen Grenzen hinaus 
zu geschehen hat. Gerade wir Christen wissen als weltumspan-
nende Gemeinschaft, wie notwendig die Verständigung auf ver-
bindende Werte über Grenzen hinweg ist. Nur so lässt sich ein 
„Weltgemeinwohl“ mit einem gemeinsamen Bewusstsein und 
gemeinsamen Werten etablieren.

Die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts in Bezug auf aus-
reichende Ernährungssicherheit, zunehmende Armut und be-
drohlichen Klimawandel werden immer wieder die Frage nach 
generationen- und beteiligungsgerechter Gestaltung aufwerfen. 
Es gehört zum christlichen Weltauftrag, einen eigenen Beitrag 
zu leisten, damit die Welt nach ethischen Grundsätzen gestaltet 
wird: Der Mensch muss dabei im Mittelpunkt stehen. Für die 
Lösungsansätze ist bereits jetzt ein intensiver Dialog von Kirche, 
Politik und Gesellschaft notwendig. Die katholisch-sozial orien-
tierte politische Bildung leistet dabei einen wertvollen Beitrag, 
um diesen Diskurs in unserer demokratischen Gesellschaft auf 
allen Ebenen anzuregen und werteorientiert zu führen. 

Für diese wichtige grundlegende Arbeit in Kirche und Gesell-
schaft danke ich Ihnen und wünsche gutes Gelingen.

Dr. Reinhard Marx 
Erzbischof von München und Freising
Vorsitzender der Kommission für gesellschaftliche und soziale 
Fragen der Deutschen Bischofskonferenz

Geleitworte
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16 Einführung zur AKSB Konvention von 1998

In der Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke 
in der Bundesrepublik Deutschland (AKSB) arbeiten 69 Aka-
demien, Bildungseinrichtungen und Verbände zusammen, um 
politische und gesellschaftsbezogene Bildungsarbeit anzure-
gen, zu fördern und zu koordinieren. Durch fachdidaktischen 
Erfahrungsaustausch und Förderung der Fortbildung, durch ge-
meinsame Arbeit an Schwerpunkten und innovativen Projekten, 
durch Konzeptbildung und Evaluation, durch partnerschaftliches 
Zusammenwirken mit zentralen Stellen und Interessenvertretung 
in Fachfragen sowie durch Pflege internationaler Kontakte sor-
gen sie für fachlich qualifizierte katholisch-sozial orientierte politi-
sche Bildung in einer bundesweit wirksamen Infrastruktur. 

Ihre vielfältigen fachspezifischen Angebote in der außerschuli-
schen Jugend- und Erwachsenenbildung auf nationaler und in-
ternationaler Ebene richten sich an alle Interessierten unabhängig 
von politischer, weltanschaulicher oder kultureller Zugehörigkeit. 
Durch ihre spezifische Wert- und Normenbegründung aus der 
christlichen Sozialethik und durch das personale Angebot der in 
ihr verwurzelten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat die AKSB 
ein eigenständiges Profil im Gesamtfeld der politischen Bildung.

Um die Qualität ihres spezifischen Beitrags zur politischen Bil-
dung zu sichern, vergewissern sich die Mitglieder der Arbeits-
gemeinschaft immer wieder über Ziele, Grundlagen und Rah-
menbedingungen der gemeinsamen Arbeit. So haben sie 1974 
ihre Position in dem Grundsatzbeschluß „Politische Bildung in 
katholischer Trägerschaft“ beschrieben, dem 1981 das „Kon-
zept zur politischen Bildung der Jugend in der AKSB“ und 1988 
dessen aktualisierende Ergänzung folgten. Veränderte Rahmen-
bedingungen und fachdidaktische Entwicklungen führten 1995 
zu einer Profildebatte, in deren Verlauf die Mitglieder der AKSB 
ihre Ziele und ihre Ansätze kritisch reflektierten. Im Herbst 1997 
setzte die Mitgliederversammlung eine elfköpfige Arbeitsgruppe 
ein, die die Ergebnisse der Profildiskussion in einer „Konvention“ 
zusammenfassen sollte.
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Nach eingehender Diskussion wurde die vorliegende „Konven-
tion über katholisch-sozial orientierte politische Jugend- und 
Erwachsenenbildung in der AKSB“ von der Mitgliederversamm-
lung in Trier am 26. November 1998 einstimmig beschlossen. 
Die Konvention beschreibt die gemeinsame Wertorientierung 
der AKSB (Teil 1), ihr Selbstverständnis von politischer Bildung 
(Teil 2), deren fachliche Verortung (Teil 3) und deren institutionelle 
Ausgestaltung (Teil 4).

Wertorientierung: Der Begründungszusammenhang der ka-
tholisch-sozial orientierten politischen Bildung liegt in der An-
thropologie der christlichen Sozialethik. Aus ihr ergibt sich die 
Gerechtigkeit als zentrale Perspektive für die Beurteilung von 
Gesellschaft, Wirtschaft und Staat.

Verständnis von politischer Bildung: Politische Bildung ist ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Allgemeinbildung, indem sie 
die verantwortliche Teilnahme der Bürgerinnen und Bürgern 
am Politischen fördert. Gegenüber anderen Bereichen der au-
ßerschulischen Jugend- und Erwachsenenbildung zeichnet sie 
sich dadurch aus, daß sich die Teilnehmenden an Veranstaltun-
gen der politischen Bildung zentral mit politischen Fragestel-
lungen beschäftigen. Mit ihrem Angebot der katholisch-sozial 
orientierten politischen Bildung wollen die Mitglieder der AKSB 
zur Verwirklichung der Vision einer gerechten Gesellschaft bei-
tragen.

Fachliche Verortung: Katholisch-sozial orientierte politische Bil-
dung ist ein genuin kirchlicher Auftrag, an dem die Mitglieder der 
AKSB mitwirken. Sie leisten als Träger der freien Jugend- und 
Erwachsenenbildung neben anderen Trägern einen eigenständi-
gen Beitrag zur politischen Bildung auf nationaler, europäischer 
und internationaler Ebene. Mit ihrer spezifischen Wertorientie-
rung sind sie Teil des pluralen Trägerspektrums der Jugendhilfe 
und der Weiterbildung.

Einführung zur AKSB Konvention von 1998
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Institutionelle Ausgestaltung: Der pädagogische Ansatz ka-
tholisch-sozial orientierter politischer Bildung wird wesentlich 
durch das personale Angebot geprägt. Über die Vermittlung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten hinaus werden Werthaltungen au-
thentisch vertreten und begründet. Die Teilnehmenden werden 
als Person angenommen, in ihrer Wertorientierung herausgefor-
dert und in ihrem Lebensvollzug respektiert.

Mit der vorliegenden Konvention leistet die AKSB einen Beitrag 
zur fachlichen Diskussion über Bedeutung und Gestaltung der 
politischen Bildung in der Jugendhilfe und in der Weiterbildung 
in öffentlicher und kirchlicher Verantwortung. Sie bekennt sich 
zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit in der Jugend- und Er-
wachsenenbildung der Kirche, im Fachbereich sowie mit den 
kommunalen und staatlichen Instanzen, deren Aufgabe die An-
regung und Förderung der politischen Bildung ist. Die Beschäf-
tigung mit Politik als einem „autonomen Sachbereich“ (Gaudium 
et spes, Ziff. 36) gehört zu den Kernaufgaben des kirchlichen 
Heils- und Weltdienstes. Die Konvention macht Sinn und Be-
deutung von Pluralität im öffentlich verantworteten Bildungssys-
tem deutlich. So wird auch in Zukunft katholisch-sozial orientier-
te politische Jugend- und Erwachsenenbildung in einer plural 
strukturierten Gesellschaft dazu beitragen, die freiheitlich- de-
mokratische Grundordnung weiterzuentwickeln und die mit ihr 
verbundenen Werte zu stärken.
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AKSB-Konvention von 1998 über katholisch-sozial orien-
tierte politische Jugend- und Erwachsenenbildung in der 
AKSB

Einleitung

(1) In der Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswer-
ke (AKSB) haben wir uns als Bildungseinrichtungen und Verbän-
de zusammengeschlossen, um politische und gesellschaftsbe-
zogene Bildung in katholisch-sozialer Orientierung anzuregen, 
zu fördern und zu koordinieren. Politische Bildung ist ein wich-
tiger Bestandteil unseres gesamten Bildungsangebotes für Ju-
gendliche und Erwachsene, wenngleich die meisten unserer 
Mitgliedseinrichtungen und -verbände auch eine breite Palette 
von anderen Bildungsveranstaltungen anbieten. Im folgenden 
legen wir unsere gemeinsame Wertorientierung (Teil 1), unser 
Selbstverständnis von politischer Bildung (Teil 2), deren fachli-
cher Verortung (Teil 3) und deren institutioneller Ausgestaltung 
im Rahmen der AKSB (Teil 4) dar.

(2) Mit dieser Konvention wollen wir einen Beitrag zur fachlichen 
und politischen Diskussion über die Zukunft der außerschuli-
schen politischen Jugend- und Erwachsenenbildung in Staat, 
Kirche und Gesellschaft leisten. Gleichzeitig legen wir darin die 
fachlichen, personellen und strukturellen Standards unserer ge-
meinsamen Arbeit offen und tragen damit zur Weiterentwicklung 
und Sicherung der hohen Qualität außerschulischer politischer 
Bildung in freier Trägerschaft bei.

Einleitung
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1 1 Welche Werte unserer katholisch-sozial orientierten 
politischen Bildung zugrunde liegen

Der Mensch als personales Wesen in seiner Individuali-
tät und seinem Bezug zur Gesellschaft

(3) Jede politische Bildung geht – ob bewußt oder unbewußt 
– von bestimmten anthropologischen und ethischen Vorent-
scheidungen aus, die ihre Wahrnehmung gesellschaftlicher und 
politischer Herausforderungen und ihre didaktische Konzeption 
prägen. Katholisch-sozial orientierte politische Bildung hat ihre 
feste Begründung in dem durch den christlichen Glauben ge-
prägten Verständnis des Menschen als Person. Der Mensch ist 
in seinem Subjekt-Sein immer schon auf Gesellschaft verwie-
sen. Individualität und Sozialität gehören beide in gleicher Weise 
zum Personsein des Menschen. Die unantastbare Würde des 
Menschen begründen wir als Christen aus der Glaubensüber-
zeugung, daß jeder Mensch ein Geschöpf Gottes ist, das nach 
dessen Bild erschaffen wurde. Dadurch wird der Mensch über 
seine unmittelbaren Lebenszusammenhänge hinausgehoben. 
Er ist angelegt als eine durch Vernunft, Gewissen und freien Wil-
len geleitete Person, die sich ihrer Verantwortung für die Gesell-
schaft und die Schöpfung bewußt sein und diese wahrnehmen 
soll. Der Mensch mit seinen Anlagen und Begabungen ist ein 
moralisches Subjekt, dessen Handeln sich in Freiheit vollzieht 
und das für sein Handeln Verantwortung trägt. Jeder Mensch 
soll sein Leben in Freiheit und Selbstbestimmung führen kön-
nen. Das schließt die verantwortliche Teilnahme am Politischen 
als Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens ein. 

(4) Die Entfaltung des Menschen als Person in diesem umfas-
senden Sinn wird durch gesellschaftliche Entwicklungen her-
ausgefordert. Im Zuge der Individualisierung wird die/der Ein-
zelne zunehmend aus ihren/seinen traditionalen Bindungen und 
persönlichen Versorgungsnetzen herausgelöst. Die Verände-
rung des Verhältnisses der Geschlechter zueinander stellt zu-

AKSB Konvention von 1998
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dem traditionelle Rollenverteilungen zwischen Mann und Frau 
in Frage. Diese Entwicklungen erweitern die Gestaltungsmög-
lichkeiten des Menschen für sein Leben. Mit der Vergrößerung 
der Entfaltungsmöglichkeit verbindet sich aber auch ein erhöh-
tes Risiko für die Lebensgestaltung des Menschen; sie erfordert 
gleichzeitig eine wachsende eigenständige Verantwortung. Die 
Identitätsbildung und die Entfaltung des Menschen als Person 
wird stärker zu einer Aufgabe individuellen Handelns jeder und 
jedes Einzelnen. Diese Entwicklung spiegelt sich in einem Wer-
tewandel, in dessen Verlauf Selbstentfaltungswerte gegenüber 
Pflicht- und Akzeptanzwerten in den Vordergrund treten. Die 
wachsende Differenzierung gesellschaftlicher Institutionen führt 
dazu, daß neben Familie und Staat eine Vielzahl autonomer ge-
sellschaftlicher Teilsysteme zu Bezugsgrößen für Teilbereiche 
des Lebens werden, in denen der Mensch sich immer wieder 
neu verorten muß.
Katholisch-sozial orientierte politische Bildung will dem Men-
schen Anstöße geben, seine Identität in Freiheit als eine auf die 
Gesellschaft verwiesene Person zu entwickeln.

(5) Die personalen Entfaltungsmöglichkeiten der Menschen in 
unserer Gesellschaft werden trotz wachsender Individualisie-
rung stark von materiellen und immateriellen Rahmenbedingun-
gen beeinflußt, die besonders von wirtschaftlichen, technischen 
und politischen Systemen geschaffen werden. Der Prozeß der 
Transformation Deutschlands von einer industriellen Produk-
tions- und zunehmenden Dienstleistungsgesellschaft zu einer 
Informations- und Wissensgesellschaft wird weiter tiefgreifende 
Veränderungen für das Erwerbsleben vieler Menschen zur Folge 
haben. In Verbindung mit der gegenwärtigen Massenarbeitslo-
sigkeit führt er zu einem wachsenden Konkurrenzkampf auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Privatisierungs- und Deregulierungstendenzen 
fördern den Rückzug des Staates von Gemeinschaftsaufgaben. 
Individuelle und gemeinsame Verantwortung für das Wohl aller 
müssen neu in ein Gleichgewicht gebracht werden. Hierzu sind 
politische Entscheidungen nötig, bei deren Ausgestaltung alle 

1 | Wertorientierung der AKSB



22

Menschen gefordert sind und beteiligt werden sollen. Politischer 
Bildung kommt hier die Aufgabe zu, wirtschaftliche, politische 
und gesellschaftliche Strukturen und Zusammenhänge transpa-
rent zu machen. Sie soll eine sachgerechte und wertbezogene 
Urteilsfindung unterstützen und zur Mitgestaltung gesellschaft-
licher, politischer und wirtschaftlicher Entwicklungen motivieren 
sowie die dafür nötigen Fähigkeiten vermitteln.
 
Gerechtigkeit als grundlegender Wert für die Ordnung 
der Gesellschaft

(6) Als Christen sind wir der Überzeugung, daß jede gesellschaft-
liche Ordnung, insbesondere die politische und die wirtschaft-
liche, der Selbstverwirklichung des Menschen im Sinne seiner 
freien Entfaltung als Person nach seinen je eigenen Möglichkei-
ten zu dienen hat1. Da allen Menschen die grundsätzlich gleiche 
Personwürde zukommt, müssen Gesellschaft, Wirtschaft und 
Staat so gestaltet werden, daß diese Gleichheit in der Person-
würde durch eine gerechte Ordnung gewährleistet wird, welche 
sich in den Lebensbedingungen aller Menschen widerspiegelt. 
Dadurch, daß Gerechtigkeit die Freiheitsrechte aller Personen 
garantiert, kann eine Begrenzung der individuellen Freiheit der 
einzelnen Menschen erforderlich werden. Da sich Gerechtigkeit 
auf die Entfaltung des Menschen als Person bezieht, läßt sie 
sich nicht auf die gerechte Verteilung von materiellen und imma-
teriellen Gütern und Lasten reduzieren. 

Gerechtigkeit ist nicht nur eine Forderung an Gesellschaft und 
Staat; als eine Tugend menschlichen Handelns bedingt sie zu-
nächst die gegenseitige Respektierung von Personen und Per-
sonengruppen untereinander und die Erfüllung von gemeinsa-
men vertraglichen Abmachungen und Regelungen. Sie verlangt 
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1 Vgl. die Pastoralkonstitution des Zweiten Vatikanischen Konzils „Gaudium et 
spes“, Ziff. 23-31, 63-66, 73-75, in: Texte zur katholischen Soziallehre, hrsg. v. 
Bundesverband der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands, KAB, 
8. Aufl., Bd. 1, Bornheim/Kevelaer 1992, S. 291-395.
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vom einzelnen Menschen Loyalität gegenüber gesellschaftlichen 
Institutionen und staatlichen Gesetzen, soweit diese dem Ge-
meinwohl dienen und dem individuellen Gewissen nicht ent-
gegenstehen. Gesellschaft und Staat sind verpflichtet, in ihren 
Institutionen soziale Gerechtigkeit anzustreben, die allen Bürge-
rinnen und Bürgern möglichst weitgehend ökonomisch-soziale 
Entfaltung und Mitwirkung sichert. Die Gerechtigkeit verpflichtet 
besonders die staatliche Ordnung sowie die verantwortlichen 
Politikerinnen und Politiker, alle Bürgerinnen und Bürger in an-
gemessener Weise am Gemeinwohl teilhaben zu lassen. Sozi-
ale Gerechtigkeit als Ziel erfordert ein stetes Bemühen um die 
Balance zwischen unterschiedlichen Gerechtigkeitsforderungen 
wie etwa der Chancen-, der Bedürfnis-, der Leistungs- und der 
Eigentumsgerechtigkeit, aber auch der Zukunftsgerechtigkeit im 
Hinblick auf die Lebensbedingungen künftiger Generationen.

(7) Als Christen sind wir aufgefordert, uns in Gesellschaft, Wirt-
schaft und Staat für die Verwirklichung dieser Gerechtigkeit ein-
zusetzen. Dies ist eine Aufgabe der gesamten Kirche. In ihrem 
Gemeinsamen Wort „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerech-
tigkeit“ haben sich die Kirchen ausdrücklich zu dieser Aufgabe 
bekannt: „Der Einsatz für Menschenwürde und Menschenrech-
te, für Gerechtigkeit und Solidarität ist für die Kirche konstitu-
tiv und eine Verpflichtung, die ihr aus ihrem Glauben an Gottes 
Solidarität mit den Menschen und aus ihrer Sendung, Zeichen 
und Werkzeug der Einheit und des Friedens in der Welt zu sein, 
erwächst“2. Mit unserer katholisch-sozial orientierten politischen 
Bildung leisten wir einen wichtigen Beitrag zu dieser Aufgabe. 
Wir bieten Menschen die Möglichkeit, sich zu befähigen, politi-
sche, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen, Insti-
tutionen und Strukturen unter dem Aspekt zu befragen, ob sie 

1 | Wertorientierung der AKSB

2  Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit. Wort des Rates der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofskonferenz zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage in Deutschland (Gemeinsame Texte 9), Hannover/
Bonn 1997, Ziff. 101. Vgl. auch die Ziff. 113 und 255, in denen die besondere 
Funktion der Bildung in diesem Zusammenhang betont wird.
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zu einer gerechteren Welt beitragen. Und wir regen Menschen 
dazu an und unterstützen sie dabei, sich in Gesellschaft, Wirt-
schaft und Staat für gerechte Verhältnisse einzusetzen.

Prinzipien der christlichen Sozialethik

(8) In diesem Bemühen stützen wir uns auf die Grundsätze 
und Prinzipien der christlichen Sozialethik. In ihr entwickeln das 
kirchliche Lehramt, Theologinnen und Theologen sowie gesell-
schaftliche Gruppen in der Kirche vor dem Hintergrund verschie-
dener Kulturen und historischer Entwicklungen Kriterien, nach 
denen gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Struktu-
ren und Handlungen im Hinblick auf Gerechtigkeit beurteilt wer-
den können3. Wie die ökumenischen Versammlungen in Basel 
und in Graz und wie das Gemeinsame Wort der Kirchen „Für 
eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ zeigen, wird dabei 
eine wachsende Gemeinsamkeit zwischen den evangelischen 
Kirchen und der katholischen Kirche deutlich. Die christliche So-
zialethik stellt keine fest umrissene Lehre von der Ordnung der 
Gesellschaft dar. Sie liefert eine Reihe von Reflexionsprinzipien 
und Urteilskriterien, nach denen individuelles, gesellschaftliches 
und staatliches Handeln beurteilt werden können. Ihre Prinzipi-
en stehen in einer engen gegenseitigen Wechselbeziehung. Sie 
dürfen nie einzeln und absolut, sondern immer nur im Zusam-
menspiel als Ganzes betrachtet werden. In der konkreten Situa-
tion unserer Gesellschaft ist immer wieder neu ein ausgewoge-
nes Verhältnis zwischen diesen Prinzipien anzustreben. 

(9) Aus dem christlichen Verständnis des Menschen als Person 
ergeben sich das Personalitätsprinzip und das Gemeinwohlprin-
zip als leitende Perspektiven bei der Betrachtung von Gesell-
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3  Zum Begriff der christlichen Sozialethik vgl. die beiden grundlegenden Einfüh-
rungen: Franz Furger, Christliche Sozialethik. Grundlagen und Zielsetzungen, 
Stuttgart/Berlin/Köln 1991, S. 13f., 114-118; Arno Anzenbacher, Christliche So-
zialethik. Einführung und Prinzipien, Paderborn/München/ Wien/Zürich 1998, S. 
15-30, 155-166.
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schaft, Wirtschaft und Staat. Das Personalitätsprinzip besagt, 
daß alles menschliche und gesellschaftliche Handeln immer die 
Würde des Menschen zu beachten und letztlich seiner Verwirk-
lichung als Person zu dienen hat. Er steht im Mittelpunkt der 
Schöpfung. Die Menschenrechte, wie sie im Grundgesetz, in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention oder in UN-Pakten 
auf der Grundlage der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte in positiven rechtlichen Normen festgelegt sind, wurden 
neben anderen Quellen auch aus diesem Prinzip inspiriert. Es 
wird heute insbesondere durch Egozentrik und rein subjektives 
Nützlichkeitsdenken in Frage gestellt.

(10) Das Gemeinwohlprinzip ergibt sich aus der gleichen Würde 
aller Menschen und aus dem Tatbestand, daß Menschen sich nur 
im Miteinander mit anderen Menschen als Personen angemes-
sen entfalten können. Das Miteinander der Menschen bedarf ei-
ner Ordnung, die den Forderungen der Gerechtigkeit entspricht. 
Die gesellschaftliche Ordnung soll möglichst so beschaffen sein, 
daß alle Menschen sich als Person in ihrem Leben verwirklichen 
können. Das Gemeinwohl ist mehr als die Summe aller Einzelin-
teressen der Glieder einer Gesellschaft; es ist aber kein von die-
sen losgelöstes Allgemeininteresse. Das Gemeinwohl stellt den 
eigentlichen Sinn der staatlichen Ordnung dar. Der Staat hat zwar 
für alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens die Beachtung 
des Gemeinwohls zu garantieren, er ist aber in erster Linie für 
die Setzung von Rahmenbedingungen zuständig und greift nur 
dort selbst ein, wo gesellschaftliche Kräfte und die Kräfte der Ein-
zelnen überfordert sind. Die Verwirklichung des Gemeinwohls ist 
zuvörderst eine Aufgabe der Gesellschaft selbst. Das Gemein-
wohlprinzip widerspricht deshalb sowohl jenen, die dem Staat die 
Verantwortung für die Herstellung gerechter Lebensbedingungen 
absprechen, als auch jenen, die dem Staat allein die Verantwor-
tung für die Herstellung von sozialer Gerechtigkeit zusprechen.

(11) Aus dem Person- und dem Gemeinwohlprinzip ergeben 
sich für die Gestaltung von Gesellschaft, Wirtschaft und Staat 

1 | Wertorientierung der AKSB
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die Prinzipien Solidarität und Subsidiarität. Solidarität beschreibt 
die menschliche Verbundenheit und die mitmenschliche Schick-
salsgemeinschaft. Aus ihr erwächst die Aufgabe, das Verhält-
nis von Menschen untereinander und von der Gesellschaft 
gegenüber ihren Mitgliedern zu ordnen. Solidarität umfaßt drei 
Dimensionen: 1) Jeder Mensch ist verpflichtet, in seiner Selbst-
entfaltung Rücksicht auf die Bedürfnisse und Interessen seiner 
Mitmenschen und der nachfolgenden Generationen zu nehmen. 
2) Jeder Mensch und jede gesellschaftliche Gruppe ist verpflich-
tet, die Gesellschaft bei der Verwirklichung des Gemeinwohls 
zu unterstützen. 3) Die Gesellschaft als Ganze ist verpflichtet, 
in ihrer Ordnung die Interessen und Bedürfnisse aller ihrer Mit-
glieder, insbesondere der Armen und Schwachen, möglichst 
weitgehend zu berücksichtigen. Die Solidarität wird heute durch 
einen Wirtschaftsliberalismus bedroht, der nach dem Zusam-
menbruch des Kommunismus auch jene gesellschaftliche So-
lidarität aufzukünden versucht, wie sie durch das System der 
sozialen Marktwirtschaft verkörpert wird. Vielmehr ist die soziale 
Marktwirtschaft weiterzuentwickeln. Sie bedarf einer Ergänzung 
durch eine erneuerte Sozialkultur in der Gesellschaft. Zahlrei-
che Initiativen und Gruppen zeigen, wie viel die/der Einzelne zur 
Stärkung der Solidarität beitragen kann.

(12) Das Subsidiaritätsprinzip bezieht sich auf die Aufgabenver-
teilung zwischen der/dem Einzelnen und der Gesellschaft: Jede 
gesellschaftliche Tätigkeit ist ihrem Wesen nach subsidiär, d.h. 
als Hilfe auf die Entfaltung des personalen Menschseins im Mit-
einander ausgerichtet. Der Respekt vor der Würde des Men-
schen als Person gebietet, daß dasjenige, was die Einzelnen aus 
eigener Initiative und mit ihren  eigenen Kräften leisten können, 
ihnen  nicht entzogen und der Gesellschaft zugewiesen wird. 
Für die Ordnung der verschiedenen Sozialgebilde innerhalb der 
Gesellschaft gilt, daß die übergeordneten Gebilde den unterge-
ordneten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben jeweils unterstützend 
zu Hilfe kommen sollen, daß sie aber den untergeordneten Ge-
bilden keine Aufgaben entziehen sollen, die diese aus eigener 
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Kraft lösen können4. Im Hinblick auf die europäische Integration 
aber auch bei der Reform unseres Sozialstaates stellt Subsidi-
arität ein zentrales Prinzip dar. Die fortschreitende europäische 
Integration erfordert die permanente Überprüfung der Verteilung 
von zentralen, nationalstaatlichen und regionalen Kompetenzen 
unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips. Die Reform des So-
zialstaates darf die Verantwortung der/des Einzelnen und vor-
handene Strukturen der Solidarität nicht schwächen.

(13) Die genannten Handlungs- und Beurteilungsprinzipien der 
christlichen Sozialethik bestimmen nicht nur den Blickwinkel, 
unter dem wir Gesellschaft, Wirtschaft und Staat betrachten; 
sie prägen auch unser Verständnis von politischer Bildung (Kap. 
2), deren Einordnung in das gesamte Bildungssystem (Kap. 3) 
und deren Gestaltung in unseren Einrichtungen und Verbänden 
(Kap. 4).

1 | Wertorientierung der AKSB

4  Vgl. Oswald von Nell-Breuning, Gerechtigkeit und Freiheit. Grundzüge katho-
lischer Soziallehre, 2. Aufl., München 1985, S. 56.
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2 Was wir unter katholisch-sozial orientierter politischer 
Bildung verstehen

Aufgabe der politischen Bildung und ihr Gegenstand

(14) Der Prozeß der Personwerdung des Menschen wird durch 
Erziehung und Bildung gefördert. Bildung soll dem Menschen 
grundlegende Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, die er 
zu einem menschenwürdigen Leben in der Gesellschaft be-
nötigt. Eine Zeit raschen gesellschaftlichen und technischen 
Wandels, in der sich die Menschen ständig sich wandelnden 
Verhältnissen anpassen müssen, erfordert einen Prozeß des 
lebenslangen Lernens. Aufgrund unseres Verständnisses vom 
Menschen als Person gehört dazu auch seine Verantwortung 
für das Politische. Politische Bildung ist ein unverzichtbarer 
Teil der Allgemeinbildung, indem sie die verantwortliche Teil-
nahme der Bürgerinnen und Bürger am Politischen fördert. Sie 
ist in einer modernen Gesellschaft umso wichtiger, als in ihr 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und staatliche Institutionen 
und Organisationen immer stärkeren Einfluß auf die materielle 
Lebenssicherung des einzelnen Menschen haben. Das Politi-
sche dringt dadurch in Sphären des menschlichen Lebens ein, 
deren Gestaltung bisher zum privaten Bereich jedes Menschen 
gehörte.

Kenntnis und Verständnis gesellschaftlicher und ökonomischer 
Zusammenhänge sowie die Fähigkeit zu deren Mitgestaltung 
nach freier, auf Vernunft und Gewissen beruhender Entschei-
dung werden damit zu immer wichtigeren Elementen eines Le-
bens in Freiheit und Selbstbestimmung. Mit unserem Angebot 
katholisch-sozial orientierter politischer Bildung möchten wir 
Menschen dabei unterstützen, sich zu freier Selbstbestimmung 
und zu verantwortlicher Mitgestaltung von zukunftsfähigen 
Entwicklungen in Gesellschaft, Wirtschaft und Staat sowie zu 
Solidarität mit anderen Menschen zu befähigen. Dabei müs-
sen  spezifische soziale Bezüge berücksichtigt werden, die sich 
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durch Wahrnehmung bestimmter Rollen und Funktionen sowie 
durch Zugehörigkeit zu Gruppierungen ergeben.

(15) In der politischen Bildung steht die Verantwortung des Men-
schen für das Politische im Mittelpunkt. Über die Politik kann 
der Mensch Einfluß nehmen auf die Gestaltung seiner Umwelt 
und seiner Lebensbedingungen. Unter Politik verstehen wir 
jene spezifischen Formen gesellschaftlichen Handelns, in denen 
Menschen die gemeinsamen Bedingungen ihres Zusammenle-
bens gestalten und auf je unterschiedlichen Ebenen der Gesell-
schaft gemeinsame Ordnungen entwickeln, mit deren Hilfe sie 
jeweils ihre für die Gesamtheit bedeutsamen Probleme lösen 
und Konflikte regeln können. Politik ist kluges Bemühen um das 
Gemeinwohl. Dabei spielen Werte, Bedürfnisse und Interessen 
von Einzelnen und von Gruppen eine zentrale Rolle.

Obwohl sich Politik auch auf zwischenmenschliche Beziehun-
gen auswirken kann, ist die Behandlung zwischenmenschli-
cher Probleme in Familie, am Arbeitsplatz, in Freundeskreisen 
oder anderen informellen Gruppen nicht Gegenstand politi-
scher Bildung. Politik umfaßt aber nicht nur das Handeln von 
staatlichen und supranationalen Organen; sie erstreckt sich 
auf jedes Handeln von Einzelnen und Gruppen, das sich auf 
gesellschaftlich bedeutsame Probleme und deren verbindliche 
Regelung bezieht. Im Rahmen unseres freiheitlichen und so-
zialen Rechtsstaates hat sie sich dabei am Grundprinzip des 
Gemeinwohls zu orientieren. Politische Institutionen ebenso 
wie die Formen der politischen Auseinandersetzung sind dabei 
nicht wertfrei, sondern unterliegen ihrerseits ethischen Ansprü-
chen: Die Institutionen müssen so geordnet sein, daß sie die 
friedliche Konfliktregelung und den gerechten oder wenigstens 
zumutbaren Interessenausgleich ebenso wie Machtkontrolle 
und Rechtssicherheit gewährleisten. In der politischen Ausein-
andersetzung sind gegenseitiger Respekt, Loyalität gegenüber 
der gemeinsamen Ordnung und Kompromißfähigkeit unab-
dingbar.

2 | Unser Verständnis von politischer Bildung
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Fachliche Eingrenzung von politischer Bildung

(16) Unsere katholisch-sozial orientierte politische Bildung ver-
ortet sich strukturell in der außerschulischen Jugend- und Er-
wachsenenbildung. Die politische Jugendbildung, die wir in 
unseren Verbänden und Einrichtungen anbieten, versteht sich 
als Bestandteil der Jugendhilfe auf der Grundlage des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes (KJHG). Unsere politische Bildung 
bietet Jugendlichen und Erwachsenen über die Grenzen ihrer 
unterschiedlichen formalen Bildung hinweg die Möglichkeit, ihre 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die zur Beurteilung gesellschaftli-
cher und politischer Vorgänge und zur Ausübung ihres Engage-
ments als Bürgerinnen und Bürger wichtig sind, zu entwickeln 
und in einer sich ständig verändernden Welt den aktuellen Erfor-
dernissen und ihren eigenen Bedürfnissen anzupassen. Fach-
lich steht sie neben beruflicher, kultureller, naturwissenschaft-
lich-technischer, sportlicher, sozialer oder religiöser Bildung. 
Auch in diesen Bildungsbereichen können politische Fragen 
angesprochen werden, denn Politik erstreckt sich auf sämtliche 
Lebensbereiche der Gesellschaft. Katholisch-sozial orientierte 
politische Bildung unterscheidet sich jedoch dadurch von an-
deren Bildungsbereichen, daß sie sich zentral mit politischen 
Fragestellungen beschäftigt. Diese Unterscheidung soll auch in 
den Ausschreibungen zu unseren Bildungsangeboten deutlich 
werden. Wir legen Wert auf eine präzise Information der Einge-
ladenen über die Ziele, Inhalte und Methoden unserer Bildungs-
veranstaltungen.

(17) Politische Bildung trägt zur Identitätsbildung ihrer Teilneh-
merinnen und Teilnehmer bei. Sie unterscheidet sich aber von 
Angeboten der individuellen Beratung, Betreuung und Beglei-
tung. Die in diesen Arbeitsfeldern entwickelten sozialpädagogi-
schen und sozialarbeiterischen Ansätze und Methoden können 
auch in der politischen Jugendbildung nützlich sein, indem sie 
Lernprozesse vorbereiten, begleiten und gestalten helfen. Mit 
jedem unserer Bildungsangebote wollen wir in den Kern des 
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Politischen vorstoßen. Wir wählen je nach Zielgruppe und In-
teressenlage biographische und lebensweltspezifische Zugänge 
und berücksichtigen Bedürfnisse nach Erwerb und Steigerung 
kommunikativer, beruflicher, technischer, naturwissenschaftli-
cher, philosophischer, theologischer oder musisch-kreativer Fä-
higkeiten und Kenntnisse. 

Lernziele der katholisch-sozial orientierten politischen 
Bildung

(18) Katholisch-sozial orientierte politische Bildung will zum 
selbständigen Mitgestalten von Gesellschaft, Wirtschaft, Staat 
und internationalen Beziehungen befähigen. Sie will dazu bei-
tragen, daß sich Bürgerinnen und Bürger mit Sachkenntnis 
und auf der Grundlage von selbständigen, begründeten Ent-
scheidungen in Verantwortung gegenüber Mitmenschen, Ge-
sellschaft und zukünftigen Generationen an Politik beteiligen. 
Sie will Menschen anregen, das Politische als Bestandteil ihrer 
persönlichen Identität zu verstehen. Sie will ihnen grundlegende 
Werte unserer demokratischen Gesellschaft vermitteln und ih-
nen ermöglichen, sich Fähigkeiten und Kenntnisse anzueignen, 
um politische Handlungsebenen zu erkennen und sich politisch 
zu engagieren. Auf didaktischer Ebene geht es in der politischen 
Bildung um die Förderung sowohl von kognitiven, kommunikati-
ven als auch von ethischen Kompetenzen. Den Lernzielen liegen 
als Prinzipien zugrunde: Lebensweltorientierung, Teilnehmerin-
nen- und Teilnehmerorientierung und ein partizipativer Ansatz. 
Im einzelnen sollen die Teilnehmenden im gemeinschaftlichen 
Zusammenwirken mit den pädagogisch Verantwortlichen in der 
politischen Bildung 

>  Kenntnisse über Gesellschaft, Wirtschaft und Staat, eu-
ropäische und weltweite Politik in Theorie und Praxis er-
werben einschließlich der politisch und gesellschaftlich 
bedeutsamen Entwicklungen in Kultur, Technik und Wis-
senschaft;

2 | Unser Verständnis von politischer Bildung
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> Fähigkeiten entwickeln und einüben, Handlungskompe-
tenzen erwerben und Handlungsfelder entdecken, die zur 
wirkungsvollen Teilnahme an gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen und politischen Gestaltungsprozessen und zur Fort-
entwicklung des freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates, 
der europäischen Einigung und der Ausgestaltung der inter-
nationalen Beziehungen notwendig sind;

> ihre Fähigkeiten entwickeln und einüben, sich im Diskurs mit 
anderen Teilnehmenden und Fachleuten über gesellschaft-
liche, wirtschaftliche und politische Fragen auseinanderzu-
setzen, eigene Positionen zu finden und ihre Meinung zu 
äußern, zuzuhören und andere Meinungen zu tolerieren, 
Konflikte auszutragen und Lösungen zu suchen;

> die Wert- und Sinnfragen aufdecken und reflektieren, die 
hinter gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, staatlichen und 
internationalen Organisationen und Institutionen, hinter 
Macht- und Interessenspositionen und hinter gesellschaftli-
chen Theorien stehen, und zu einer eigenständigen Urteils-
bildung im Diskurs gelangen;

> sich zur Wahrnehmung eigener Rechte und Interessen 
ebenso wie der Pflichten und Verantwortlichkeiten gegen-
über Mitmenschen, Gesellschaft und Umwelt befähigen;

> sich zur Mitwirkung in Gesellschaft, Staat und internationa-
len Beziehungen motivieren.

Gesellschaftliche und politische Ziele der katholisch-
sozial orientierten politischen Bildung

(19) Mit unserem Bildungsangebot möchten wir einen Beitrag 
zur Fortentwicklung staatlicher, wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Ordnungen auf der Basis der christlichen Sozialethik 
und insbesondere der Option für die Armen leisten. Mit unserem 
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Angebot der Bildung und des Diskurses geht es uns um die 
Verwirklichung folgender Ziele5:

> Die Förderung des Gemeinwohls durch die Verwirklichung 
sozialer Gerechtigkeit in den staatlichen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Strukturen: Bestehende Diskrimi-
nierungen sollen abgebaut werden, und allen Gliedern der 
Gesellschaft sollen gleiche Chancen eröffnet und gleichwer-
tige Lebensbedingungen ermöglicht werden, ohne die un-
terschiedlichen Ausgangsvoraussetzungen zu vernachlässi-
gen. Die tatsächliche Durchsetzung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik 
soll gefördert werden. Über die zwischenmenschlichen Be-
ziehungen hinaus soll jedes Glied der Gesellschaft seinen 
Beitrag zur Förderung des Gemeinwohls leisten. Soziale 
Gerechtigkeit umfaßt die gerechte Verteilung von materiel-
len und immateriellen Gütern sowie die Beteiligung aller am 
Prozeß des Erwirtschaftens.

> Die Stärkung der freiheitlichen Demokratie: Die Bürgerinnen 
und Bürger sollen sich an der Regelung aller sie betreffen-
den Angelegenheiten verantwortlich beteiligen. Das bedingt 
offene Strukturen in politischen Parteien und Institutionen. 
Da den Medien bei der Vermittlung politischer Fragen eine 
zentrale Rolle zukommt, haben kritische Urteilsfähigkeit und 
Medienkompetenz für die verantwortliche Mitgestaltung des 
Gemeinwesens besondere Bedeutung.

> Die Verwirklichung von Solidarität und Subsidiarität in Ge-
sellschaft, Wirtschaft und Staat: Privates Eigentum unterliegt 

2 | Unser Verständnis von politischer Bildung

5  Vgl. dazu v.a. die Kapitel 3 und 4 des Gemeinsamen Wortes „Für eine Zukunft 
in Solidarität und Gerechtigkeit“ und die Umschreibung der zwölf Hauptanliegen 
der Katholischen Soziallehre bei Walter Kerber/ Heimo Ertl/ Michael Hainz (Hrsg.), 
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34

der Sozialpflichtigkeit (Art. 14 GG), und in der Wirtschaft ist 
der Vorrang der Person mit ihrer Menschenwürde vor allen 
anderen Werten zu beachten. Der einzelne Mensch und die 
kleineren Gemeinschaften sollen in ihrer eigenständigen und 
eigenverantwortlichen Entfaltung möglichst wenig behindert 
werden. Die außerordentlichen Leistungen, die Familien mit 
Kindern für die Gesellschaft erbringen, sind in geeigneter 
Weise anzuerkennen. Eigenverantwortung und Eigeninitiati-
ve von Familien und Einzelnen sind zu stärken.

> Die Förderung einer neuen Sozialkultur: Die vielfältigen For-
men sozialer und zivilgesellschaftlicher Netzwerke und 
Verbände, in denen sich Menschen mit Phantasie und En-
gagement für das Gemeinwohl einsetzen, bedürfen einer 
verstärkten gesellschaftlichen Anerkennung und Förderung. 
Sie müssen in ihren Aktivitäten durch die Anerkennung eh-
renamtlicher Leistungen, durch Weiterbildungsangebote und 
durch die Bereitstellung von Infrastrukturen unterstützt wer-
den. Soziale Netzwerke und Selbsthilfegruppen sind verstärkt 
in die politischen Entscheidungsprozesse einzubeziehen.

> Die Förderung einer nachhaltigen, d.h. dauerhaft umwelt-
verträglichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung: 
Christliche Sozialethik geht aus von der Vernetzung der 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Dimension. Sie 
verbindet den Grundgedanken der Bewahrung der Schöp-
fung mit dem einer Weltgestaltung, welche die Einbindung 
aller gesellschaftlichen Prozesse in das – allem menschli-
chen Tun vorgegebene – umgreifende Netzwerk der Natur 
Rechnung trägt.

> Die zukunftsfähige Entwicklung der sozialen und ökologi-
schen Marktwirtschaft: Durch politische Rahmensetzungen 
soll langfristig sichergestellt werden, daß der freie Wettbe-
werb in der sozialen Marktwirtschaft zu einer ökonomisch 
und ökologisch sinnvollen Nutzung von Ressourcen und zur 
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Wahrung der Interessen der Konsumenten führt. Die Säulen 
des Sozialstaates, die „das solidarische Eintreten für sozial 
gerechte Teilhabe aller an den Lebensmöglichkeiten verkör-
pern“ (133), müssen gefestigt und ihre Finanzierung gerecht 
verteilt und langfristig gesichert werden. Es soll nur ein solches 
Wirtschaftswachstum erstrebt werden, das „die berechtigten 
Interessen der kommenden Generationen und der Menschen 
auf anderen Kontinenten“ (148) beachtet. Das bedingt eine 
ökologische Ergänzung der sozialen Marktwirtschaft.

> Die Verwirklichung weltweiter Solidarität: Die fortschreitende 
Integration der Europäischen Union und die zunehmende 
Globalisierung dienen nur dann der weltweiten Verwirkli-
chung von Gerechtigkeit und Frieden, wenn sie nach dem 
Maßstab weltweiter Solidarität erfolgen. Dies erfordert die 
Berücksichtigung der Rechte und Entwicklungsmöglichkei-
ten der armen Länder, die Beseitigung der Massenarmut, 
die Bewältigung der Migrationsproblematik, die Verbesse-
rung des internationalen Umweltschutzes, die Annäherung 
sozialpolitischer Standards, die verantwortliche Gestaltung 
der internationalen Finanzmärkte und die Stärkung interna-
tionaler Institutionen zur friedlichen Konfliktregelung.

> Die Entfaltung einer Lebenskultur, die Einbindung naturwis-
senschaftlich-technischer Entwicklungen in gesellschaftli-
che und politische Prozesse: Leben in seiner umfassenden 
Dimension ist auf grundlegende Weise in Frage gestellt. Si-
gnifikant wird dies mit Blick auf die Ökologiesituation und 
den Erkenntnis- und Anwendungsfortschritt in Medizin und 
Biotechnologie. Die in diesem Zusammenhang sich neu 
eröffnenden Handlungs- und Entscheidungsspielräume 
bedingen nicht nur einen zunehmenden Regelungsbedarf, 
sie bedürfen zudem der nachhaltigen, zukunftsfähigen und 
konsensorientierten Verständigung über die Grundlagen 
menschlichen Lebens und Zusammenlebens im Einklang 
mit allem außermenschlichen Leben.

2 | Unser Verständnis von politischer Bildung
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(20) Wenn wir uns zu diesen Zielen unserer Bildung bekennen, 
so halten wir gleichzeitig fest, daß wir sie ausschließlich im Rah-
men eines offenen Dialogs und eines gemeinsamen Lernprozes-
ses mit den Teilnehmenden und beteiligten Fachleuten an unse-
ren Bildungsveranstaltungen verfolgen. Wir wenden uns gegen 
Indoktrination und politische Agitation in der politischen Bildung. 
Auf diese Trennung ist besonders bei handlungsorientierten Me-
thoden hinzuweisen. Im offenen Dialog mit allen interessierten 
Menschen möchten wir für die Überzeugungskraft unserer Prin-
zipien werben.

AKSB Konvention von 1998
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3 Wie wir uns im System der außerschulischen politi-
schen Jugend- und Erwachsenenbildung verorten

(21) In unserer plural strukturierten Gesellschaft kommen in Ver-
bänden, Bewegungen, Kirchen, Parteien und Gewerkschaften 
eine Vielzahl unterschiedlicher Wertorientierungen zum Tragen. 
Auch wenn die freiheitlich-demokratische Grundordnung unse-
res Grundgesetzes und die darin festgeschriebenen Menschen-
rechte Gemeingut dieser Gruppierungen sind, zeigen sich in der 
Begründung dieser Werte teilweise grundlegende Unterschiede. 
Es ist Aufgabe aller gesellschaftlichen Gruppierungen, einen 
Grundkonsens über Werte und demokratische Spielregeln an-
zustreben und kritisch zu tradieren. Die kritische Tradierung des 
gesellschaftlichen Grundkonsenses und die Beteiligung mög-
lichst vieler Bürgerinnen und Bürger an der Gestaltung von Staat 
und Gesellschaft liegen im Interesse aller. Politische Bildung leis-
tet zu beidem wichtige Beiträge. 

(22) Zu den gesellschaftlichen Gruppierungen in Deutschland 
zählen die christlichen Kirchen. Sie sind auf vielfältige Weise 
am Leben von Gesellschaft und Staat beteiligt. Zum Selbstver-
ständnis der katholischen Kirche gehört es, an der Gestaltung 
dieser Welt mitzuwirken6. Dabei anerkennt sie die Eigengesetz-
lichkeit aller Kultur- und Lebensbereiche. Politische Bildung ist 
ein genuin kirchlicher Auftrag, zu dem sich die Bischöfe in ihrem 
Gemeinsamen Wort „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerech-
tigkeit“ ausdrücklich bekennen7. Als Bildungseinrichtungen und 
Verbände nehmen wir diesen Auftrag sachgerecht wahr.

(23) Katholisch-sozial orientierte politische Bildung ist wertorien-
tierte politische Bildung. In unserer Orientierung an den Werten 

3 | Fachliche Verortung
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6  Vgl. Gaudium et spes, Ziff. 31-32, 40-45. In ihrem Gemeinsamen Wort „Für eine 
Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ (Ziff. 101, 248-256) haben sich die Kirchen 
ausdrücklich zu dieser Aufgabe bekannt.

7  Vgl. Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit, Ziff. 113, 208, 248, 255.
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der christlichen Sozialethik, legen wir großen Wert auf die Be-
achtung der Forderung des Beutelsbacher Konsenses, wonach 
Kontroverses in der Politik auch in der politischen Bildung kont-
rovers darzustellen ist. Im Rahmen unserer Bildungsveranstaltun-
gen werden unterschiedliche politische Positionen und ihre Wert-
bezüge vorgestellt, erörtert und in den Diskurs einbezogen. Die 
Grundlagen, auf denen unsere Beurteilung von Problemen oder 
Strukturen beruhen, legen wir in unseren Veranstaltungen offen.

Die plurale Trägerstruktur in der außerschulischen poli-
tischen Bildung

(24) Mit unserem Angebot der katholisch-sozial orientierten po-
litischen Bildung leisten wir als freie Träger der Jugend- und Er-
wachsenenbildung neben anderen Trägern einen wichtigen Bei-
trag zur politischen Bildung in Deutschland. Da politische Bildung 
stets wertgebunden ist, müssen in einer pluralen Gesellschaft alle 
Gruppierungen, die der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung verpflichtet sind, Gelegenheit erhalten, zu dieser Aufgabe 
beizutragen. Die plurale Trägerstruktur spiegelt die Pluralität wider, 
die unsere Gesellschaft und die politische Kultur unseres Landes 
kennzeichnen. Über die grundlegende Bedeutung von Autonomie 
und Pluralität von Trägern und Einrichtungen der politischen Bil-
dung herrscht in der Bundesrepublik ein breiter Konsens.

(25) „Aufgabe des Staates ist es, dieses plurale und demokratische 
Meinungsspektrum in seiner vollen Breite zu fördern“8. Seine Ver-
antwortung für die politische Bildung besteht in erster Linie darin, 
den freien Trägern die Durchführung von Angeboten der politischen 
Bildung zu ermöglichen „und die notwendigen Einrichtungen und 
Maßnahmen anzuregen und zu fördern. Die Politische Bildung der 
verschiedenen Gruppen kann durch staatliche Veranstaltungen 
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nicht ersetzt, sondern nur ergänzt werden. Die notwendige Aus-
gewogenheit staatlichen Handelns in der politischen Bildung wird 
durch die gleichberechtigte Förderung der unterschiedlichen Träger 
mit je eigenem Profil garantiert. Die gebotene politische Ausgewo-
genheit wird dabei nicht durch jeden Träger für sich, sondern insge-
samt durch die Breite des Trägerspektrums hergestellt“9.

(26) Im Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) hat sich der Staat 
dazu verpflichtet, „die Selbständigkeit der freien Jugendhilfe in Ziel-
setzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung 
ihrer Organisationsstruktur zu achten“ (§ 4 KJHG). Er betrachtet die 
Vielfalt der Wertorientierungen als konstitutiv für die Jugendhilfe und 
damit auch für die politische Jugendbildung (§ 3 KJHG). Wir set-
zen uns dafür ein, daß diese Anerkennung der Position der freien 
Träger auch überall für die politische Erwachsenenbildung gilt. Wir 
bemühen uns um die fachliche Ausgestaltung dieser Struktur und 
erwarten, daß auch andere Träger der politischen Bildung einen ent-
sprechenden Beitrag leisten. Die gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen für die Förderung politischer Bildung dürfen die Autonomie der 
Träger in der inhaltlichen und didaktischen Gestaltung der Bildung 
nicht beeinträchtigen. Dies gilt besonders in Zeiten zunehmender 
Outputorientierung der öffentlichen Förderung. Diese muß die ins-
titutionelle Grundsicherung des Angebotes von katholisch-sozial 
orientierter politischer Bildung gewährleisten und die kontinuierliche 
Weiterentwicklung des Bildungsangebotes durch die Sicherung ei-
ner angemessenen personellen Ausstattung und durch die Förde-
rung pädagogischer Innovationen ermöglichen.

(27) Die Kirche trägt durch die Sicherung einer angemessenen 
Infrastruktur, durch die materielle und personelle Ausstattung von 
Bildungseinrichtungen und Verbänden wesentlich zur Erhaltung 
und Förderung katholisch-sozial orientierter politischer Bildung 
bei. Sie erfüllt damit einen genuinen Teil ihres Auftrags in der Welt.

3 | Fachliche Verortung

9  Außerschulische Politische Bildung ist ein konstitutives Element demokratischer 
politischer Kultur. Erklärung des Arbeitsausschusses für Politische Bildung vom 
12. November 1997, in: Praxis Politische Bildung 2 (1998), S. 152.
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4 Wie wir katholisch-sozial orientierte politische Bildung
bundesweit organisieren

Die Arbeitsstrukturen der AKSB und des Vereins zur För-
derung katholisch-sozialer Bildungswerke

(28) Als Verbände und Bildungseinrichtungen haben wir uns in der 
Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke (AKSB) 
zusammengeschlossen, um gemeinsam politische Bildung in 
katholisch-sozialer Orientierung anzuregen, zu fördern und zu ko-
ordinieren. Die AKSB ist eine Fachorganisation der politischen Bil-
dung. Sie ist damit ein integraler Bestandteil der katholischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung/Weiterbildung. Durch sie wirken 
wir an der Ausgestaltung und Weiterentwicklung der politischen 
Bildung mit. Dazu gehört die partnerschaftliche Zusammenarbeit 
mit anderen Fachorganisationen und mit Behörden sowie die Ver-
tretung unserer Interessen ihnen gegenüber.

Die Geschäftsstelle der AKSB setzt die Beschlüsse der Mitglie-
derversammlung um und nimmt Funktionen einer Dienstleis-
tungsstelle für gemeinsame Vorhaben wie z.B. Entwicklung von 
gemeinsamen Konzeptionen, didaktische Beratung, Marketing 
und Öffentlichkeitsarbeit wahr.

Wichtige Formen unserer Kooperation sind fest eingerichtete 
Arbeitsgruppen und zeitlich befristete Projektgruppen sowie 
Schwerpunkte der katholisch-sozial orientierten politischen Bil-
dung. Dazu kommen regelmäßige Arbeitstagungen und Fortbil-
dungsveranstaltungen.

(29) Rechtsträger der AKSB ist der Verein zur Förderung katho-
lisch-sozialer Bildungswerke in der Bundesrepublik Deutschland 
e.V. Er wird vom Vorstand der AKSB gebildet. Seine Geschäfts-
stelle ist mit derjenigen der AKSB eng verknüpft. Er fungiert als 
Zentralstelle für die Förderung katholisch-sozial orientierter poli-
tischer Bildung durch den Bund und internationale Einrichtungen 
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für die Mitglieder der AKSB, die sich ihr zugeordnet haben. Die 
Zentralstelle berät die beteiligten Mitglieder bei der Anwendung 
der Förderbedingungen, erleichtert ihnen deren Handhabung, 
gleicht Schwankungen im Zuwendungsbedarf der Mitglieder 
nach Möglichkeit aus, pflegt die partnerschaftliche Zusammen-
arbeit mit Zuwendungsgebern und baut sie aus, tritt für Verwal-
tungsvereinfachungen ein, bearbeitet Anträge und Verwendungs-
nachweise und entwickelt Vorschläge für die Vergabe der Mittel 
und für interne Regelungen an die Beschlußgremien der AKSB 
und des Rechtsträgers und führt deren Beschlüsse aus. 

(30) Die Wertorientierung an der christlichen Sozialethik wirkt 
sich in mehrfacher Hinsicht auf die Gestaltung unserer Arbeit 
aus: im personalen Angebot, das wir als Verbände und Bil-
dungseinrichtungen pflegen, im Stil, der unsere Veranstaltun-
gen prägt, und in der Didaktik unserer Bildungsveranstaltungen. 
Auch in der Organisation unserer Zusammenarbeit zeigt sich die 
Ausrichtung an der christlichen Sozialethik in einer lebendigen 
und konstruktiven (politischen) Streitkultur, einer Kultur des Mit-
einanders und der Transparenz, des Dialogs mit Anderen sowie 
der Balance zwischen Tradition und Innovation. Mit der auf einer 
spezifischen Wertorientierung ruhenden Gestaltung unserer ka-
tholisch-sozial orientierten politischen Bildung leisten wir als Ar-
beitsgemeinschaft einen Beitrag zur Weiterentwicklung von Di-
daktik und Methodik der außerschulischen politischen Bildung.

Das personale Angebot in der katholisch-sozial orien-
tierten politischen Bildung

(31) Wesentlich für den pädagogischen Ansatz katholisch-sozial 
orientierter politischer Bildung ist das „personale Angebot“10. Es be-
deutet für die Fachlichkeit politischer Bildung die Verbindung von 
Lerninhalten und Lebenspraxis, indem über die Vermittlung von 
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10 Vgl. Ziele und Aufgaben kirchlicher Jugendarbeit, in: Gemeinsame Synode der 
Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland. Beschlüsse der Vollversammlung. 
Offizielle Gesamtausgabe I, Freiburg/Basel/Wien 1976, S. 298-302.
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Kenntnissen und Fähigkeiten hinaus durch die Person der Bildnerin 
oder des Bildners Werthaltungen authentisch vertreten und begrün-
det werden. In gleicher Weise werden die Teilnehmenden als Per-
sonen angenommen, in ihren Wertorientierungen herausgefordert 
und in ihren Lebensvollzügen respektiert. Die Reflexion der Lebens-
erfahrung, die gemeinsame Lernerfahrung, der partnerschaftliche 
Umgang in der Lerngruppe und die Offenheit für unterschiedliche 
Positionen spielen dabei eine wichtige Rolle.

Für die politische Bildung heißt das,

> daß die pädagogischen Mitarbeiter/-innen die auf dem 
christlichen Menschenbild und der christlichen Sozialethik 
beruhenden Werte, für die sie in ihren Veranstaltungen ein-
treten, glaubwürdig in ihrem Handeln gegenüber den Teil-
nehmenden zum Ausdruck bringen;

> daß die pädagogischen Mitarbeiter/-innen innerhalb ihrer 
Einrichtungen und Verbände und in der AKSB insgesamt 
die Möglichkeit erhalten, ihre Wertorientierung in Fachdis-
kurse einzubringen und gemeinsam zu reflektieren;

> daß die pädagogischen Mitarbeiter/-innen den Bildungspro-
zeß fachlich und personal prägen;

> daß die Teilnehmenden eigene Lebenserfahrungen und Pro-
bleme im Rahmen der vorgegebenen thematischen Gren-
zen in die Bildungsveranstaltungen einbringen können;

> daß in kontinuierlichen Lerngruppen den Teilnehmenden 
Raum für die Entwicklung einer sich selbst reflektierenden 
Gruppe gegeben wird;

> daß den Teilnehmenden auch Angebote gemacht werden 
können, die ihnen die spirituelle Vertiefung ihres Engage-
ments ermöglichen.
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(32) Bei der Auswahl der pädagogischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, bei Fortbildungsmaßnahmen und bei der Einbezie-
hung der pädagogischen Mitarbeiter/-innen in die Strukturen 
unserer Verbände und Einrichtungen und unserer Arbeitsge-
meinschaft werden folgende Standards zugrunde gelegt:

> Auswahl der pädagogischen Mitarbeiter/-innen: Die Mit-
gliedseinrichtungen und -verbände und die AKSB-Ge-
schäftsstelle achten bei der Auswahl ihrer haupt-, ehren- und 
nebenamtlichen Mitarbeiter/-innen in der katholisch-sozial 
orientierten politischen Bildung darauf, daß diese neben ei-
ner fundierten fachlichen und pädagogischen Vorbildung für 
ihre Tätigkeit über Grundkenntnisse im Bereich der christli-
chen Sozialethik verfügen. Wo dies nicht der Fall ist, stellen 
die Mitgliedseinrichtungen und Verbände sicher, daß diese 
Kenntnisse im Rahmen der Einarbeitung erworben werden.

> Einbeziehung in die Arbeitsstrukturen: Die einzelnen Einrich-
tungen und Verbände sind als Institutionen dafür verantwort-
lich, daß politische Bildung einen organischen Bestandteil ih-
res Gesamtangebotes darstellt. Sie tragen durch geeignete 
Maßnahmen dazu bei, daß die Referentinnen und Referen-
ten für politische Bildung in den Gesamtrahmen der Aktivitä-
ten der Einrichtung oder des Verbandes eingebunden sind, 
daß sie mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf ein 
gemeinsames Ziel hinarbeiten, daß sie Anregungen zur spi-
rituellen Vertiefung ihres Engagements erhalten, und daß sie 
durch Austausch und Hilfe untereinander Rückhalt und Un-
terstützung für ihre Arbeit finden. Dabei spielt die Reflexion 
über die gemeinsame Wertorientierung eine wichtige Rolle.

 Die Arbeitsgemeinschaft trägt ihrerseits durch die Bereitstel-
lung und Förderung einer entsprechenden Infrastruktur dazu 
bei, daß die politischen Bildner/-innen ihrer Mitgliedseinrich-
tungen und Verbände sich durch Erfahrungsaustausch und 
gemeinsame Entwicklung von Arbeitsansätzen gegenseitig 
unterstützen und in ihrer Arbeit bestärken können.

4 | Institutionelle Ausgestaltung
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> Fortbildung: Als Einrichtungen und Verbände verpflichten wir 
uns, unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern regelmäßig 
fachliche und pädagogische Weiterbildung zu ermöglichen 
und ihnen Gelegenheit zu geben, am fachlichen und päda-
gogischen Austausch im Rahmen der AKSB teilzunehmen. 
Bei den Fortbildungsmaßnahmen der Arbeitsgemeinschaft 
werden Anregungen und Bedürfnisse von Mitgliedseinrich-
tungen und Verbänden und von ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern berücksichtigt. 

Durch Fortbildungsangebote im Rahmen der AKSB, die die 
Maßnahmen der einzelnen Einrichtungen ergänzen, und durch 
gemeinsame Arbeitstagungen und Fachkonferenzen stellt die 
Arbeitsgemeinschaft sicher, daß ihre Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Austausch untereinander und durch die Auseinan-
dersetzung mit Fachwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern 
sowie mit Expertinnen und Experten
> ihre Kenntnisse über politische, wirtschaftliche und gesell-

schaftliche Entwicklungen, die für die katholisch-sozial ori-
entierte politische Bildung von besonderem Interesse sind, 
erweitern und vertiefen können;

> die Umsetzung dieser Themen in der politischen Bildung vor 
dem Hintergrund der fachdidaktischen und methodischen 
Entwicklungen reflektieren und weiterentwickeln können;

> ihr fachliches Wissen immer wieder neu vor dem Hintergrund 
sozialethischer Prinzipien reflektieren und dabei die Weiterent-
wicklung in der christlichen Sozialethik verarbeiten können;

> Gelegenheit erhalten, im Dialog mit den Wissenschaften ihre 
fachlichen Kenntnisse einzubringen und zur Weiterentwick-
lung der christlichen Sozialethik beizutragen.

Im Rahmen von Arbeitsverträgen, Arbeitsplatzbeschreibungen 
und in den Beschreibungen unserer gemeinsamen Schwer-
punkte und Projekte legen wir fachliche, didaktische und perso-
nelle Standards fest, die diesen Anforderungen entsprechen und 
Innovationen fördern. 
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(33) Zahlreiche unserer Einrichtungen und Verbände bieten ihre 
Bildungsveranstaltungen in eigens dafür geschaffenen Bildungs-
häusern an. Diese Bildungshäuser tragen wesentlich zur Ver-
wirklichung des personalen Angebotes bei. Sie schaffen für den 
Bildungsprozeß eine besondere Umgebung, die es den Teilneh-
menden ermöglicht, sich entlastet vom gewohnten Alltag in den 
Bildungsprozeß einzubringen und – falls sie es wünschen – ihr 
gesellschaftliches Engagement durch die Pflege einer christlichen 
Spiritualität zu vertiefen. Die Internatsunterbringung trägt zudem 
dazu bei, daß sich zwischen den Teilnehmenden untereinander 
und zwischen ihnen und den pädagogischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern Beziehungen entwickeln können, die über die 
Interaktions- und Kommunikationsprozesse in den strukturierten 
Lernsequenzen hinausgehen. Da die außerschulische Bildung 
nicht auf einen standardisierten Qualifizierungsnachweis für die 
Teilnehmenden ausgerichtet ist, bietet sie mehr als andere Bil-
dungsbereiche Möglichkeiten für teilnehmerorientierte Methoden.

Thematische Schwerpunkte der katholisch-sozial orien-
tierten politischen Bildung

(34) Aus der je eigenen Tradition und Aufgabenstellung her-
aus und aufgrund regionaler Gegebenheiten verfolgen wir als 
Bildungseinrichtungen und Verbände in unserer politischen 
Bildung bestimmte thematische Schwerpunkte und sprechen 
bestimmte Zielgruppen an. Zentrale Themen aus der Sicht der 
christlichen Sozialethik (vgl. Ziffer 19) gehen wir in unserer Ar-
beitsgemeinschaft mit bundesweiter und internationaler Pers-
pektive gemeinsam an durch die Kooperation in Schwerpunkten 
und Projekten sowie durch den Austausch in Arbeitsgruppen 
und Fachkonferenzen. Die im Rahmen von Schwerpunkten und 
Projekten behandelten Themen werden vor dem Hintergrund 
gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Entwicklungen 
gemeinsam reflektiert, so daß die Bildungsangebote den laufen-
den Entwicklungen angepaßt und neue Fragestellungen frühzei-
tig aufgegriffen werden können.

4 | Institutionelle Ausgestaltung
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Zusammenarbeit in der AKSB und Qualitätssicherung

(35) Die Zusammenarbeit in der AKSB wird von den Grundsät-
zen Solidarität und Subsidiarität bestimmt. Das gemeinsame 
Ziel aller Mitgliedseinrichtungen ist es, katholisch-sozial ori-
entierte politische Bildung zu fördern und weiterzuentwickeln. 
Um dieses Ziel zu erreichen, unterstützen sich die Mitgliedsein-
richtungen durch gegenseitige Hilfe und Erfahrungsaustausch 
und durch die Einordnung in gemeinsam festgesetzte Arbeits-
strukturen. Die Mitgliedseinrichtungen nehmen die Aufgaben im 
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft möglichst in eigener Verant-
wortung wahr. Sie unterstützen aber auch die von der Arbeits-
gemeinschaft eingesetzten Gremien bei der Erfüllung der ihnen 
übertragenen Arbeiten nach Kräften.

(36) In der Zusammenarbeit im Rahmen von Schwerpunkten 
und Projekten werden Konzepte und Arbeitsansätze gemein-
sam erarbeitet und in Beschreibungen festgehalten. Längerfris-
tige gemeinsame Arbeitsvorhaben werden unter den Mitglieds-
einrichtungen unter Hinweis auf die Beteiligungsmöglichkeiten 
und auf die fachlichen Anforderungen ausgeschrieben. 

(37) Um den beschriebenen fachlichen, personellen und struk-
turellen Standards zu genügen, ergibt sich für jede unserer Mit-
gliedsinstitutionen und für die Arbeitsgemeinschaft als ganzes 
die Notwendigkeit der Qualitätssicherung. Das bedingt einer-
seits, daß wir die inhaltlichen Ziele und formalen Rahmenbe-
dingungen unserer Arbeit in allgemein nachvollziehbarer Form 
beschreiben, und andererseits, daß der Prozeß der Festlegung 
von Zielen reflektiert und die Realisierung der beschriebenen 
Ziele und die Effizienz der festgelegten Rahmenbedingungen 
laufend überprüft werden. Dies gilt sowohl für die einzelnen 
Mitgliedsinstitutionen als auch für die Arbeitsgemeinschaft als 
ganzes und insbesondere für die im Rahmen der Arbeitsge-
meinschaft durchgeführten Veranstaltungen der politischen 
Bildung.

AKSB Konvention von 1998
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(38) Grundlagen und gemeinsame Konzepte der Arbeitsgemein-
schaft werden im Rahmen der bestehenden Gremien regelmäßig 
im Hinblick auf Sachgerechtigkeit, Durchführbarkeit, Zweckmäßig-
keit und Einhaltung überprüft und weiterentwickelt. Dadurch können 
die Mitgliedseinrichtungen ihre eigene Position im Verhältnis zu den 
anderen feststellen und gegenüber den anderen Mitgliedseinrich-
tungen auch deutlich machen. Durch organisatorische Maßnahmen 
werden die pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Re-
flexion der eigenen Arbeit angeregt. In den gemeinsamen Schwer-
punkten und Projekten wird die Wirkung der Veranstaltungen der 
politischen Bildung unter bestimmten, von den beteiligten Mitglieds-
einrichtungen gemeinsam festgelegten Gesichtspunkten überprüft. 
Wichtige Arbeitsansätze im Rahmen von Schwerpunkten und Pro-
jekten und die Ergebnisse von deren Auswertung werden doku-
mentiert, um den Transfer der gewonnenen Erkenntnisse zu den 
Mitgliedseinrichtungen und zur Fachöffentlichkeit zu ermöglichen.

Schluß

(39) Mit unseren Bemühungen für die katholisch-sozial orientierte 
politische Bildung nehmen wir eine Verantwortung wahr, die zur 
Wesensaufgabe der Kirche in dieser Gesellschaft gehört. Gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und politische Entwicklungen vollzie-
hen sich nicht schicksalshaft, sondern sind verantwortungsvoll 
zu gestalten. Mit unserem wertorientierten Beitrag zur politischen 
Bildung in Deutschland wollen wir erreichen, daß die christlich 
geprägten Grundlagen, die Achtung der Menschenwürde jedes 
und jeder einzelnen als Person und die damit verbundene Forde-
rung nach Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft weitergegeben 
und vertieft werden. In dieser Form werden wir auch in Zukunft 
als freie Träger in einer pluralistischen Gesellschaft dazu beitra-
gen, die freiheitlich-demokratische Grundordnung weiterzuent-
wickeln und die mit ihr verbundenen Werte zu stärken.

Von der Mitgliederversammlung der AKSB 
am 26. November 1998 in Trier einstimmig beschlossen.

Schluß
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Aktualisierende Ergänzungen 2009 zur „Konvention 
über katholisch-sozial orientierte politische Jugend- 
und Erwachsenenbildung in der AKSB“
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Hinführung zu: Aktualisierende Ergänzungen 2009 zur „Konven-
tion über katholisch-sozial orientierte politische Jugend- und 
Erwachsenenbildung in der AKSB“

Zum zehnten Mal jährte sich 2008 der Beschluss der AKSB-Mit-
gliederversammlung, mit dem die „Konvention über katholisch-
sozial orientierte politische Jugend- und Erwachsenenbildung in 
der AKSB“ einstimmig angenommen wurde. Diese Konvention 
löste das „Konzept zur politischen Bildung der Jugend in der 
AKSB“ von 1980 und die „Aktualisierenden Ergänzungen von 
1988 zum ‚Konzept zur politischen Bildung der Jugend in der 
AKSB‘“ ab. In der Konvention der in der AKSB zusammenge-
schlossenen katholischen Akademien, Bildungseinrichtungen, 
Vereine und Verbände von 1998 legen diese ihre „gemeinsame 
Wertorientierung (Teil 1), [ihr] Selbstverständnis von politischer 
Bildung (Teil 2), deren fachlicher Verortung (Teil 3) und deren 
institutioneller Ausgestaltung im Rahmen der AKSB (Teil 4)“1 dar.

Ein wesentlicher Anspruch katholisch-sozialer Bildungsarbeit be-
stand von jeher darin, die sozialethischen und didaktischen Grund-
lagen der Arbeit „orientiert an wissenschaftlichen Erkenntnissen, 
immer neu zu hinterfragen, zu deuten und weiterzuentwickeln“2. 
Daher nahm die AKSB das zehnjährige Bestehen der Konvention 
zum Anlass, in einen Prozess der Selbstvergewisserung und der 
Überprüfung ihrer Grundlagen anhand aktueller wissenschaftli-
cher Diskurse und gesellschaftlicher Entwicklungen sowie anhand 
der Erfahrungen aus der Bildungspraxis einzutreten.

Mit einem Neudruck der Konvention als Heftchen wurde der 
Text für die anstehenden Debatten besser zugänglich gemacht. 
In den Konferenzen der AKSB-Fachgruppen „Das Politische“, 
„Das Soziale“ und „Das Gesellschaftliche“ wurden Abschnitte 

1  Siehe oben S. 16.
2  Konzept „Politische Bildung in katholischer Trägerschaft“ von 1974. In: AKSB 

(Hrsg.): Grundsatzpapiere der AKSB zur politischen Bildung. Bonn 1999, S. 18.

Hinführung zu den Aktualisierenden Ergänzungen 2009
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der Konvention daraufhin befragt, inwieweit der Text zehn Jahre 
nach seiner Entstehung noch die Praxis katholisch-sozial ori-
entierter politischer Bildung widerspiegelt. Diese Diskussionen 
zeigten, dass der Konventionstext sowohl hinsichtlich der von 
ihm benannten Inhalte als auch seiner sprachlichen Diktion in 
einzelnen Aspekten der Ergänzung und Aktualisierung bedarf. 
Auch die Fachtagungen des Jahres 2008 „Beim Thema ‚Soli-
darität‘ kommt niemand in unseren Kurs“ und „Quo vadis Men-
schenrechte?“ standen im Zeichen der Konventionsdebatte und 
dienten als Foren der fachlichen Auseinandersetzung. 

Ein besonderer Stellenwert innerhalb des Reflexionsprozesses 
kam der AKSB-Jahrestagung „Am Puls der Zeit“ im November 
2008 zu. Gemeinsam mit renommierten Wissenschaftlern aus der 
Sozialethik und der politischen Fachdidaktik, den Bezugswissen-
schaften katholisch-sozial orientierter politischer Bildung, wurde 
darüber diskutiert, welche wissenschaftliche Anschlussfähigkeit 
und welche Relevanz für die Bildungspraxis die Konvention besitzt.

Mit Blick auf die geführte Debatte stellte der AKSB-Vorstand in sei-
ner Sitzung am 24./25. Januar 2008 fest, dass eine „Neufassung“ 
der Konvention nicht notwendig ist und die Konvention nach wie 
vor die Grundlage katholisch-sozial orientierter politischer Bildung 
in der AKSB darstellt. Eine von der Mitgliederversammlung 2008 
eingerichtete Arbeitsgruppe wurde aber gebeten, zu drei zentralen 
Anfragen an die Konvention – auf dem Hintergrund aktueller wis-
senschaftlicher Debatten – ergänzende Beiträge zur Konvention 
zu erstellen und Perspektiven für die weitere Arbeit zu skizzieren. 
Nach einer Konsultation der Fachgruppen wurde der Text auf An-
trag des AKSB-Vorstands von der AKSB-Mitgliederversammlung 
des Jahres 2009 zustimmend zur Kenntnis genommen. Er stellt 
eine aktualisierende Ergänzung zur Konvention dar und lädt zur 
weiteren Reflexion des Selbstverständnisses katholisch-sozial ori-
entierter politischer Bildung in der AKSB ein. Die Veröffentlichung 
erfolgt zusammen mit dem Text der weiterhin gültigen Konventi-
on, um den Bezug besser nachvollziehbar zu machen.

Hinführung zu den Aktualisierenden Ergänzungen 2009
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Aktualisierende Ergänzungen 2009 zur „Konvention 
über katholisch-sozial orientierte politische Jugend- 
und Erwachsenenbildung in der AKSB“

Einleitung

Zur Weiterentwicklung und Präzisierung des Selbstverständnis-
ses der AKSB wurden grundlegende Aspekte der Konvention in 
einem Diskurs mit den Bezugswissenschaften katholisch-sozial 
orientierter politischer Bildung sowie innerhalb der verschiede-
nen AKSB-Gremien überprüft. Der folgende Text stellt eine ak-
tualisierende Ergänzung zur „Konvention über katholisch-sozial 
orientierte politische Jugend- und Erwachsenenbildung in der 
Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke (AKSB)“ 
dar. Als Ergänzung des Konventionstextes ist er gleichzeitig Ar-
beitspapier zur Arbeit am Selbstverständnis katholisch-sozial 
orientierter politischer Bildung und bildet die Grundlage für den 
weiteren Diskurs in der Arbeitsgemeinschaft. In drei zentralen 
Bereichen sind als Folge dieser Debatte Präzisierungen der Kon-
vention vorgenommen worden.

Diese Bereiche sind:

> Demokratietheoretische Grundlegung: Braucht die katho-
lisch-sozial orientierte politische Bildung eine demokratie-
theoretische Grundlegung? Wie kann die Forderung nach 
Partizipation nicht nur ethisch, sondern auch demokratie-
theoretisch begründet werden? Wie muss aufgrund des 
Demokratieverständnisses das Leitbild „des Bürgers/der 
Bürgerin“ für die katholisch-sozial orientierte politische Bil-
dung beschrieben werden? Muss sich non-formale politi-
sche Bildung stärker als engagementbegleitende Beratung 
verstehen (lebensweltliche Orientierung)?

> Sozialethische Grundlegung: Wie muss der Gemeinwohl-
begriff formuliert werden, damit er noch als brauchbar er-

Aktualisierende Ergänzungen 2009
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scheint? Wie kann es gelingen, Solidarität nicht nur als indi-
viduelles Moralprinzip, sondern als Sozialprinzip moderner 
Gesellschaften zu vermitteln? Genügt heute noch das klas-
sische Subsidiaritätsverständnis der Konvention oder muss 
das Subsidiaritätsprinzip nicht angesichts hochkomplexer, 
ausdifferenzierter Gesellschaften weiterentwickelt werden? 
Wie kann ein entwickelter Person-Begriff, der „selbstbe-
stimmte Selbstdeutungen“ der Menschen umfasst, im nor-
mativen Konzept der Konvention berücksichtigt werden?

> Dynamische und aktuelle gesellschaftliche Veränderungen: 
Welche dieser Veränderungen wurden oder werden in der 
Konvention zu wenig berücksichtigt? Zum Beispiel, welche 
Folgen hat die Globalisierung für die Demokratie? Kann die 
Menschenrechtsbildung als Fundament für die katholisch-
sozial orientierte politische Bildung dienen in Zeiten, in de-
nen gesellschaftliche Entwicklungen nicht mehr nur nati-
onalstaatlich legitimiert werden können? Wie können und 
müssen Konzepte der Nachhaltigkeit und Diversität in der 
politischen Bildung in der AKSB aufgegriffen werden?

Einleitung
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1 Demokratietheorie und Bürgerbilder in der politischen 
Bildung

(1) Politische Bildung ist ein normatives, auf demokratische 
Politik ausgerichtetes Projekt. Auch katholisch-sozial orientier-
te politische Bildung muss sich deshalb demokratietheoretisch 
verorten, was angesichts der Fülle an entsprechenden Ange-
boten nicht einfach ist. Denn, wer glaubt, dass die demokratie-
theoretische Debatte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und 
dem vermeintlichen Sieg des liberalen westlichen Demokratie-
modells zum Stillstand gekommen, also quasi dem seinerzeit 
beschworenen „Ende der Geschichte“3 anheimgefallen ist, sieht 
sich getäuscht. Vor allem durch Europäisierung und Globalisie-
rung stellt sich die Frage nach einer demokratischen Beteiligung 
von Bürgerinnen und Bürgern in der „Zweiten Moderne“4 durch-
aus in existentieller Form – mindestens aber mit ambivalenten 
Varianten – neu und vehement5. 

(2) Katholisch-sozial orientierte politische Bildung muss diese und 
andere Entwicklungen in den demokratietheoretischen Debatten 
in ihre aktuellen Reflexionen und die Weiterentwicklung ihrer Ar-
beit einbeziehen und sich dazu positionieren. In Anbetracht der 
Fülle der in den Jahren seit dem Fall des Eisernen Vorhangs allein 
in deutscher Sprache erschienenen Beiträge zur Demokratiethe-
orie kann sich diese Reflexion im Kern auf Demokratiemodelle 
konzentrieren, die für den Gegenstand der politischen Bildung be-
sondere Relevanz besitzen und deshalb in jüngster Zeit auch Nie-
derschlag in der politikdidaktischen Diskussion gefunden haben.

1

3  F. Fukujama: Das Ende der Geschichte. München 1992.
4  U. Beck, E. Grande: Das kosmopolitische Europa. Gesellschaft und Politik in der 

Zweiten Moderne. Frankfurt/M. 2004.
5  Jüngstes Beispiel dafür, wie tiefgreifend die dynamischen Veränderungen und 

zukünftigen Entwicklungen unserer Zeit diesbezüglich sein könnten, ist die ausge-
sprochen ernsthafte Debatte über „Postdemokratie“ (Colin Crouch: Postdemokra-
tie, Frankfurt/M. 2008), die sich auch in entsprechenden Anfragen der politischen 
Philosophie (etwa: Otfried Höffe: Ist die Demokratie zukunftsfähig? Bonn 2009) 
widerspiegelt.

Aktualisierende Ergänzungen 2009
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Demokratietheoretische Verortung

(3) Bei den für politische Bildung wichtigen Demokratietheo-
rien handelt es sich vor allem um republikanische und soge-
nannte input-orientierte Theorien, die davon ausgehen, dass 
der Erfolg und die Effizienz politischer Systeme sowie deren 
Legitimation von der politisch-sozialen Integration und einer 
hohen Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger abhängen. Das 
ist nicht selbstverständlich; denn die anerkannten liberalen 
Demokratietheorien neigen dazu, im Hinblick auf Demokra-
tiezufriedenheit und Systemvertrauen der Bürger/innen dem 
Output, also den sichtbaren und spürbaren (wirtschaftlichen) 
Erfolgen politischer Systeme, eine höhere Bedeutung beizu-
messen als dem Input – also der teilnehmenden Mitgestaltung 
und Mitentscheidung.

(4) In der politische Bildung und der Demokratiepädagogik sind 
in den vergangenen Jahren vor allem zwei partizipatorische De-
mokratietheorien diskutiert und präferiert worden: die „delibera-
tive Demokratie“6 und die „starke Demokratie“7. Beide Theorien 
können als partizipatorische Demokratietheorien bezeichnet 
werden, weil sie der Teilnahme möglichst vieler Bürgerinnen und 
Bürger im politischen Prozess und an öffentlichen Debatten eine 
entscheidende und Demokratie erst konstituierende Rolle zu-
schreiben. Die dafür notwendigen politischen Kompetenzen der 
Bürgerinnen und Bürger werden hier wechselseitig als Voraus-
setzung aber auch als Folgeerscheinung von politischer Partizi-
pation verstanden8. 

1 | Demokratietheorie und Bürgerbilder

6 Jürgen Habermas; für die politische Bildung Bettina Lösch: Deliberation und poli-
tische Bildung. In: Außerschulische Bildung. Heft 4-2008, S. 378-383.

7  B. Barber: Starke Demokratie. Hamburg 1994; für die politische Bildung bzw. die 
Demokratiepädagogik G. Himmelmann: Demokratie Lernen als Lebens-, Gesell-
schafts- und Herrschaftsform. Schwalbach/Ts. 2001; A. Sliwka: Bürgerbildung. 
Weinheim/Basel 2009.

8 H. Batt: Der partizipative Staatsbürger. Wiesbaden 2007, S. 117-133.
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Für die katholisch-sozial orientierte politische Bildung hat der 
Begriff der Partizipation eine zentrale Bedeutung, weil die Be-
fähigung zur politischen Partizipation das herausragende Ziel 
der politischen Bildung ist. Die vorgängigen Ziele der Vermitt-
lung von politischem Wissen und der Schärfung der politischen 
Urteilsfähigkeit führen in gewisser Weise hin zu diesem Ziel der 
politischen Partizipation.

(5) Die politische Philosophie weicht gerne von der idealtypi-
schen sozialwissenschaftlichen Theoriebildung ab, arbeitet mit 
zahlreichen Mischtypen und bedient sich dabei aus unterschied-
lichen Demokratietheorien9. Für die politische Bildung scheint es 
deshalb plausibel und sinnvoll, dass sich in der aktuellen poli-
tikdidaktischen Diskussion ebenfalls kaum Vertreter einer reinen 
Lehre finden. In der politikdidaktischen Theoriebildung mischen 
sich somit in der Regel eklektizistische Elemente aus unter-
schiedlichen partizipatorischen Demokratietheorien10. 

Politische Bildung in der Zivilgesellschaft

(6) Eine für die politische Bildung in diesem Kontext ausgespro-
chen wichtige Frage ist die nach dem Kern des Politischen, also 
nach der Politik im engeren Sinne.11 Diese Frage ist vor dem Hin-
tergrund aktueller gesellschaftlicher und bildungspolitischer Ent-
wicklungen wieder stärker in den Blick zu nehmen: Zum einen 
hat in der gesellschaftlichen Entwicklung seit 1989 die Zivil- und 
Bürgergesellschaft in der politischen Diskussion an Bedeutung 
zugenommen, auch wenn der Höhepunkt der demokratischen 
Überhöhung der Zivilgesellschaft inzwischen überschritten zu 
sein scheint. Zum anderen hat die sogenannte Demokratiepäd-
agogik einen unerwarteten Aufschwung genommen und genießt 

Aktualisierende Ergänzungen 2009

9 Vgl. etwa O. Höffe: Ist die Demokratie zukunftsfähig? Bonn 2009.
10  Grundlegend dazu P. Massing: Theoretische und normative Grundlagen poli-

tischer Bildung. Bonn 1999.
11 Ch. Mouffe: Über das Politische. Frankfurt/M. 2007.
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in der Bildungspolitik partiell größere Aufmerksamkeit als die po-
litische Bildung.12 

(7) Die in beiden Entwicklungen zu beobachtenden Hinwendun-
gen zum vor-politischen Raum und zum sozialen Lernen sind 
deshalb kritisch zu beobachten, weil sie auch als Zugeständnisse 
an eine wachsende Politikverdrossenheit und eine entsprechen-
de Entpolitisierung interpretiert werden können. Ohne damit den 
wichtigen Stellenwert von zivilgesellschaftlichem Engagement und 
demokratischem Habitus – auch als zentrale Ziele einer demokra-
tischen politischen Bildung – in Abrede stellen zu wollen, sollte po-
litische Bildung solche Entwicklungen kritisch beobachten und ihr 
eigenes Profil in Abgrenzung dazu schärfen oder sich als profilierte 
und weiterführende Ergänzung zu diesen Feldern darstellen. The-
oretiker der „Postdemokratie“ warnen etwa davor, „die nichtpoli-
tischen Tugenden der Zivilgesellschaft zu feiern“13. Für die Praxis 
bieten sich dabei stufentheoretische Modelle an, die sich nicht nur 
an Altersstufen14, sondern auch an einer abgestuften Komplexität 
im Hinblick auf politische Inhalte orientieren. Lerntheoretisch ist die 
Reduktion von Komplexität nicht neu, aber auf den Gegenstand 
der Politik orientiert ganz sicher neu zu überdenken.

Der aktive Bürger als Ziel non-formaler politischer Bildung

(8) Vor dem Hintergrund dieser demokratietheoretischen Überle-
gungen ist auch die in den Jahrestagungen und Fachgruppensit-
zungen der AKSB in den vergangenen Jahren mehrfach diskutier-
te Frage nach einem angemessenen Bürgerbild der non-formalen 
politischen Bildung zu sehen. Die dort aufgetretenen Politikdidak-
tiker haben übereinstimmend vor „demokratischen Märchener-

1 | Demokratietheorie und Bürgerbilder

12 Das zeigen die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz zur Demokratieerziehung 
von 2009 (Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland: Stärkung der Demokratieerziehung).

13 C. Crouch: Postdemokratie. Frankfurt/M. 2008.
14  So etwa bei G. Himmelmann: Demokratie Lernen als Lebens-, Gesellschafts- und 

Herrschaftsform. Schwalbach/Ts. 2001.
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zählungen“15 gewarnt bzw. empfohlen, bei der Entwicklung von 
Bürgerbildern nicht die „Realität der Demokratie zu verfehlen“16.

(9) Für die schulische politische Bildung, der sich die wissen-
schaftliche Politikdidaktik verschrieben hat, wird heute in der 
Regel von vier Bürgertypen gesprochen: dem politisch Desinte-
ressierten, dem informierten und urteilsfähigen Zuschauer, dem 
interventionsfähigen Bürger und dem Aktivbürger. Dabei gilt der 
urteilsfähige Zuschauer als Minimalziel, der interventionsfähige 
Bürger als das „zukunftsfähige Leitbild“17, während der Aktiv-
bürger für die schulische politische Bildung eher als „utopisches 
Ziel“18 beschrieben wird.

(10) Die non-formale politische Bildung darf sich mit gutem 
Recht gegen die Projektion eines entsprechend pessimistischen 
Bürgerbilds auf ihr Arbeitsfeld wehren. Die subjekt- und teilneh-
merorientierte Praxis, eines der wesentlichen Kennzeichen der 
außerschulischen Jugend- und Erwachsenenbildung, hat schon 
immer dazu geführt, dass sie näher an den Interessen der Teil-
nehmenden arbeiten konnte und gearbeitet hat. Deshalb sollte 
es auch weiterhin das selbstverständliche Ziel non-formaler po-
litischer Bildung bleiben, die Teilnehmenden nicht nur kognitiv, 
sondern auch affektiv zu mobilisieren. Ihre Ziele sind demokra-
tischer Habitus wie politisches Bewusstsein gleichermaßen, vor 
allem aber auch politische Partizipation und aktive politische 
Teilnahme im engeren Sinne. Für die non-formale politische Bil-
dung ist der aktive mündige Bürger also ein reales Ziel und per-
manente Herausforderung gleichermaßen.
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15 J. Detjen: Politische Bildung. München/Wien 2007, S. 222; ders.: Bürger, Zu-
schauer, Engagierte. Schwalbach/Ts. 2009, S. 48.

16  P. Massing: Gesellschaftliche Relevanz der „Konvention“ aus Sicht der Politikdidak-
tik. Bonn 2008, S. 65.

17 P. Ackermann: Der interventionsfähige Bürger als zukunftsfähiges Leitbild. In: Der 
Bürger im Staat 49 (1999).

18 P. Massing: A. a. O: S. 65.
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Weltbürgertum und Europäische Bürgerschaft

(11) Neben diesen Bürgerbegriffen, die sich mehr am Grad der 
Mobilisierung und dem Ausmaß der Beteiligung orientieren, ist in 
der AKSB in den vergangenen Jahren der Begriff des „Weltbür-
gers“ als mögliches ergänzendes qualitatives Leitbild einer zeit-
gemäßen politischen Bildung diskutiert worden.19 Damit wurde 
u. a. an ein grundlegendes Papier der Kommission der Bischofs-
konferenzen der Europäischen Gemeinschaft zur „Global Gover-
nance“20 angeknüpft, in dem der Weltbürger als sozialethische 
Kategorie und Herausforderung auf gleiche Stufe mit zentralen 
Begriffen der Sozialethik wie Solidarität, Subsidiarität u. ä. geho-
ben worden ist. Mit einer weiteren Ausarbeitung dieses Modells 
des Weltbürgers ließe sich für die katholisch-sozial orientierte 
politische Bildung ggf. auch ein inhaltlicher zeitgemäßer Kanon 
ihrer Gegenstände beschreiben, wie er in der Politikdidaktik zur-
zeit vor allem unter den Begriffen „Kernkompetenzen“, „Stan-
dards“ und „Basiskonzepte“ diskutiert wird. Als strategischer 
Zwischenschritt sollte auch ein entsprechendes politikdidakti-
sches Konzept für „aktive europäische Bürgerschaft“ entwickelt 
werden. „Active Citizenship“ hat sich spätestens seit dem „Me-
morandum über Lebenslanges Lernens“21 der EU zu einem der 
zentralen Paradigmen der europäischen Bildungspolitik entwi-
ckelt und gilt mindestens verbal als gleichwertiges Bildungsziel 
neben „Employability“ (Beschäftigungsfähigkeit)22.

1 | Demokratietheorie und Bürgerbilder

19 Vgl. jetzt auch B. Widmaier, G. Steffens (Hrsg.): Weltbürgertum und Kosmopoliti-
sierung: Interdisziplinäre Perspektiven für die Politische Bildung. Schwalbach/Ts. 
2010.

20 COMECE: Global Governance. Brüssel 2001.
21 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Memorandum über Lebens-

langes Lernen. Brüssel 2000.
22 Vgl. H. Becker: Eine Zwillingsaufgabe von Europarat und EU: Von Human Rights 

Education zu Education for Democratic Citizenship. Schwalbach/Ts. 2008.
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Fazit

(12) Um die katholisch-sozial orientierte politische Bildung vor 
dem Hintergrund der dargestellten Herausforderungen weiter-
zuentwickeln, wird sich die AKSB in den kommenden Jahren mit 
folgenden Themen und Fragen beschäftigen:

> Wie kann das Ziel einer aktiven mündigen Bürgerschaft in 
eine zeitgemäße Praxis der katholisch-sozial orientierten po-
litischen Bildung überführt werden? Dabei gilt es zu klären, 
was unter politischer Partizipation zu verstehen ist und in-
wieweit auch andere Formen sozialer und gesellschaftlicher 
Beteiligung einen angemessenen und entsprechend vermit-
telten Platz in der politischen Bildung haben.

> Wie kann das Politische im engeren Sinne in der politischen 
Bildung zum Tragen kommen und damit aktuell beschriebe-
nen Tendenzen der Entpolitisierung und der Postdemokratie 
entgegen gewirkt werden?

> Die Begriffe der europäischen Bürgerschaft und des Welt-
bürgers eignen sich erst dann als Zielkategorie für politische 
Bildung, wenn sie inhaltlich weiter gefüllt werden. In Zeiten 
der Europäisierung und Globalisierung nimmt katholisch-
sozial orientierte politische Bildung diese Herausforderung 
entsprechend offensiv an.
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2 Gemeinwohl durch Solidarität. Zu den sozialethischen 
Grundlagen katholisch-sozial orientierter politischer 
Bildung

Allgemein

(13) „Politik ist die Gesamtheit der Aktivitäten zur Vorbereitung und 
zur Herstellung gesamtgesellschaftlich verbindlicher und/oder am 
Gemeinwohl orientierter und der ganzen Gesellschaft zugute kom-
mender Entscheidungen.“ Gleich im ersten Satz der Einführung 
von Thomas Meyer in das „Verständnis der Logik des Politischen“23 
wird die zentrale, die Politik legitimierende als auch das Ziel von 
Politik beschreibende, Rolle des „Gemeinwohls“ deutlich. Die Po-
litik insgesamt hat dem Gemeinwohl zu dienen. Politische Akteure 
haben sich gegenüber dem Gemeinwohl zu verantworten. Dieser 
Bestimmung der zentralen Rolle und Funktion des Gemeinwohls 
steht im überraschenden Kontrast die Beobachtung gegenüber, 
dass die Politikwissenschaft den Begriff des Gemeinwohls nur 
„ungern“24 verwendet. Und wo er verwendet wird, werden mit ihm 
selten „sonderlich klare Vorstellungen“ (Alexander Mahr) verbun-
den. Offensichtlich kann einerseits auf den Begriff nicht verzichtet 
werden und bleibt andererseits unklar und schwer bestimmbar, 
was denn jeweils konkret mit „Gemeinwohl“ gemeint ist.

(14) Im neuzeitlichen Verständnis ist der klassische Rückgriff auf 
einen objektiven, vorgegebenen Inhalt des Gemeinwohls (bonum 
commune) nicht mehr möglich. Dieses lässt sich erst aposteriori als 
Ergebnis des politischen Prozesses bestimmen25 – den es gleich-
wohl orientieren und legitimieren soll. Insofern kann das Gemein-
wohl wiederum kein beliebiges Ergebnis sein, sondern muss ei-
nen, wenn auch minimalen, normativen Gehalt haben. Dies gerade 
auch, weil das Gemeinwohl, im objektiven Sinne gemeint oder als 
Ergebnis eines offenen Wettbewerbs der unterschiedlichen Interes-
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23 Th. Meyer: Was ist Politik? Opladen 2000, S. 15.
24 B. Sutor: Kleine Politische Ethik. Opladen 1997, S. 58.
25 K. Rohe: Politik. Begriffe und Wirklichkeiten. Stuttgart 1994.
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sen verstanden, immer in der Gefahr war und steht, als Leerformel 
ideologisch missbraucht zu werden: ob totalitär gegen das Wohl 
einzelner Personen oder Gruppen gewandt oder als Verschleierung 
von Mehrheits- oder Herrschaftsinteressen im Meinungswettbe-
werb. Diese Gefahr ist neben der Begründungsproblematik wohl 
ein weiterer Grund zur zurückhaltenden Verwendungsweise des 
Begriffes – im deutschen Kontext durch den Missbrauch des Be-
griffes in der nationalsozialistischen Ideologie mehr als verständlich. 

(15) Der Satz ‚Gemeinnutz geht vor Eigennutz’ ist für Bernhard 
Sutor26 schlicht „falsch“, da sich das Gemeinwohl nicht gegen 
das Einzelwohl richten kann, ohne seine Bestimmung als Ge-
meinwohl zu verlieren. In einer globalisierten Welt ist das Ge-
meinwohl auch nicht mehr auf das „nationale Interesse“ (in 
möglicher, widersprüchlicher Konkurrenz zu anderen nationalen 
Interessen) zu begrenzen. Gemeinwohl kann heute moralisch 
sinnvoll nur noch als „Weltgemeinwohl“ verstanden werden. 
Wenn aber das Gemeinwohl das „einheitstiftende Band“ und 
der „einzige verpflichtende Grund“ (Oswald von Nell-Breuning27) 
für Gesellschaften ist, dann ist mit der Verpflichtung auf das 
Weltgemeinwohl eine enorme Herausforderung und Aufgabe für 
die Politik und die politische Bildung beschrieben.

(16) Das Gemeinwohl ist also inhaltlich heute kaum näher be-
stimmbar und stellt sich, wie moderne Konzeptionen anneh-
men, erst im politischen Prozess pluraler Interessen ein. Damit 
muss zwangsläufig ein zukunftsfähiges Konzept von Gemein-
wohl „den Kriterien der (politisch-moralischen) Individualisie-
rung, der (demokratisch-diskursiven) Prozeduralisierung und der 
(weltanschaulich-kulturellen) Pluralisierung gerecht werden“28. 
Moralische Autonomie des Individuums, Geltung und Wahrung 
der Menschenrechte, demokratische Strukturen und politische 
Teilhabe und eine freie politische Öffentlichkeit der Meinungs- 
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und Willensbildung sind somit die Minimalkriterien des politi-
schen Prozesses, der im Ergebnis zum Gemeinwohl führen soll.

Katholische Soziallehre

(17) Nach Oswald von Nell-Breuning ist Gemeinwohl der Zen-
tralbegriff der katholischen Soziallehre. Das II. Vatikanische Kon-
zil beschreibt in „Gaudium et Spes“ das Gemeinwohl „als die 
Gesamtheit jener Bedingungen des gesellschaftlichen Lebens, 
die sowohl den Gruppen als auch deren einzelnen Gliedern ein 
volleres und leichteres Erreichen der eigenen Vollendung er-
möglichen“29. Papst Johannes XXIII. hatte zuvor schon in „Mater 
et Magistra“ das Gemeinwohlverständnis um die globale Di-
mension erweitert und es in „Pacem et terris“ im Blick auf den 
Menschen als Person näher beschrieben. Dieses Verständnis 
von Gemeinwohl greifen spätere kirchliche Dokumente, insbe-
sondere der Hirtenbrief der Bischofskonferenz der Vereinigten 
Staaten von Amerika „Wirtschaftliche Gerechtigkeit für alle“, auf 
und vertiefen es in Übereinstimmung mit modernen politikwis-
senschaftlichen Reflexionen im Blick auf die Menschenrechte, 
die gesellschaftliche Teilhabe, die Option für die Armen und die 
internationale Gerechtigkeit. Das Gemeinwohl wird in der neue-
ren kirchlichen Sozialverkündigung als ein „Dienstwert“ am Wohl 
der Personen, als die „gute“ politische Ordnung, deren Instituti-
onen die Entfaltung und Vollendung jeder menschlichen Person 
ermöglicht, bestimmt. „Das Gemeinwohl ist kein Selbstzweck; 
sein Wert besteht in seiner Bedeutung für die Verwirklichung der 
letzten Ziele der Person und des universalen Gemeinwohls der 
gesamten Schöpfung“, schreibt das „Kompendium der Sozial-
lehre der Kirche“30 und verbindet das Gemeinwohl unmittelbar 
mit der allgemeinen Bestimmung der Güter für alle31.
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(18) Die Tugend, sich für dieses Gemeinwohl – für das Wohl aller und 
eines jeden, weil wir für alle verantwortlich sind – fest und beständig 
einzusetzen, ist die Solidarität, so die Enzyklika „Sollicitudo rei so-
ciales“ von Papst Johannes Paul II. In der Tradition und Weiterent-
wicklung des Solidarismus wird diese Verantwortung der Menschen 
füreinander in der sozialen Tatsache der „Gemeinverstrickung“ der 
Menschen und der daraus folgenden ethischen „Gemeinhaftung“ 
begründet – Solidarität als Faktum der „Gemeinverstrickung“ geht 
also einem moralischen Verständnis der Solidarität voraus. Ange-
sichts dieser faktischen Verwiesenheit auf die anderen Menschen 
und die Gesellschaft, also von einem allgemeinen, weiten Solidari-
tätsbegriff her, ist Solidarität als „Verpflichtung eines jeden Menschen 
auf das universale Gemeinwohl“ zu begreifen.32 Unterhalb dieses auf 
die gesamte Menschheit bezogenen Gemeinwohlverständnisses 
lässt sich die Verpflichtung zum Gemeinwohl auch auf partikulare 
soziale Gesellschaften und Gemeinschaften (Staat, Verband, Verein, 
Familie etc.), denen der einzelne Mensch angehört, und der spezifi-
schen Ziele dieser jeweiligen sozialen Einheiten beziehen. 

(19) Diese, im Solidaritätsbegriff konkretisierte, Verpflichtung auf 
das Gemeinwohl bedarf der Ergänzung um das Subsidiaritätsprin-
zip, um den Sinn der Gemeinwohlorientierung, die Förderung der 
Entwicklung der Menschen und der einzelnen gesellschaftlichen 
Glieder, strukturell zu sichern. Dabei wäre die subsidiäre Verpflich-
tung der größeren sozialen Einheit auf Achtung und Unterstützung 
der kleineren Einheiten (vertikales Zuständigkeitsprinzip) um eine 
horizontale, funktionale Perspektive weiterzuentwickeln. Immer 
komplexere, hoch ausdifferenzierte Gesellschaften unter Globali-
sierungsdruck bedürfen der vermittelnden Instanzen bürgerschaft-
lichen bzw. zivilgesellschaftlichen Engagements. „Je größer, kom-
plexer, differenzierter, folgelastiger die gesellschaftlichen Gebilde 
werden, umso wichtiger sind vermittelnde Instanzen, die den Ein-
zelnen die Chance einräumen, an der Willensbildung ‚unmittelba-
rer’ beteiligt zu sein!“33 Ein so weiterentwickeltes Subsidiaritätsprin-
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zip könnte die im modern verstandenen Gemeinwohl notwendige 
Partizipation am politischen Prozess legitimieren und sichern.

Politische Bildung in der AKSB

(20) Im Blick auf die politische Bildung im Allgemeinen und der 
AKSB in ihrem Verständnis katholisch-sozial orientierter poli-
tischer Bildung im Besonderen ergeben sich aus der Bestim-
mung des Gemeinwohls als Ziel und Legitimation politischen 
Bemühens folgende Konsequenzen:

> (21) Unter den Bedingungen moderner Freiheitsprozesse 
ist grundsätzlich die politisch-philosophische Reflexion des 
Verhältnisses von Individuum und Gesellschaft, von Autono-
mie und Solidarität zu thematisieren. Dabei wäre zu zeigen, 
dass das geflügelte Wort von „Gemeinwohl vor Einzelwohl“ 
einer falschen Entgegensetzung unterliegt, da sich das Ge-
meinwohl nur in Beziehung auf das Einzelwohl, und zwar 
des anderen als desjenigen, dessen Wohl (noch) nicht reali-
siert ist, verstehen lässt. Weder geht die einzelne Person in 
der Gesellschaft auf, noch ist der Bezug auf die Gesellschaft 
für den Einzelnen beliebig. In dieser doppelten Perspektive 
bleibt die Gemeinwohlorientierung „ein kritisches Korrektiv 
gegenüber den realen gesellschaftlichen Verhältnissen“34. 

> (22) Die Verfolgung des „Gemeinwohls“ erfordert eine Fokus-
sierung auf die Menschenrechtsbildung, die Förderung von 
Partizipation und Demokratie sowie als „Weltgemeinwohl“ 
die Entwicklung und Verfolgung von Konzepten globalen 
Lernens. Diese Aspekte sind wichtige Dimensionen, die in 
der Auseinandersetzung mit einzelnen politischen Sachthe-
men berücksichtigt werden müssen. Ihre Beachtung sichert, 
dass Lösungskonzepte zu politischen Herausforderungen 
letztlich gemeinwohldienlich sind. Gleichzeitig sind mit ihnen 
zentrale Themen politischer Bildung genannt.
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> (23) Die politische Bildung der AKSB als katholisch-sozial ori-
entierte wird sich von ihrem Menschenbild des Menschen als 
„Person“ her für ein Verständnis von Solidarität „als Gemein-
verstrickung der Menschen“ einsetzen und das Engagement 
für eine solidarische Gesellschaft insbesondere im Blick auf 
die Armen fördern. Die anthropologische Grundannahme über 
die menschliche Person verpflichtet sie in Konsequenz in ihrer 
Praxis ihren Teilnehmerinnen und Teilnehmern für „selbstbe-
stimmte Selbstdeutungen“35 Raum zu geben und von diesen 
Selbstdeutungen her Verantwortung und Verpflichtung für das 
Gemeinwohl durch Solidarität zu konkretisieren. Im Bildungs-
prozess muss die jeweils eigene Identität(sfindung) in Bezie-
hung zur politischen Beteiligung gesetzt werden. 

> (24) Die AKSB-Konvention verpflichtet die Mitgliedseinrichtun-
gen grundsätzlich auf das christliche Menschenbild, das Ge-
meinwohl und die Sozialprinzipien Solidarität und Subsidiarität. 
Als Grundlage der gemeinsamen Arbeit sind diese Grundlagen 
angesichts der dynamischen politischen Entwicklung selbst im-
mer wieder zu vergewissern, zu präzisieren und zu aktualisieren. 
Gerade der historische Missbrauch des Gemeinwohlbegriffes, 
aber auch divergierende Interpretationen der Sozialprinzipien 
erfordern eine solche permanente Selbstvergewisserung.

> (25) Im Blick auf das Solidaritätsprinzip ist seine grundle-
gende Bedeutung als Faktum der „Gemeinverstrickung“ 
und „Schicksalsgemeinschaft“ bewusst zu halten, auch um 
der weitverbreiteten individualethischen und moralischen 
Engführung entgegen zu wirken.

> (26) Ähnliches gilt auch für die Verwendung des Personbe-
griffs, der für die Bestimmung des Gemeinwohls leitend ist: 
Die politischen Konsequenzen des Personbegriffs, besser 
des Bezugs auf die Menschenwürde, sind in den aktuellen 
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Debatten oft nicht erkennbar oder näher ausgeführt. Die-
ser Bezug muss konsequent in einer menschenrechtlichen 
Argumentation fortgeführt werden. Weiter muss beachtet 
werden, inwieweit in der Praxis der AKSB die Erfahrungen 
der Menschen als selbstbestimmte Selbstdeutungen ernst 
genommen und reflektiert werden können. Ohne solche 
Selbstdeutungen blieben die Ausführungen zur menschli-
chen Personalität in der Konvention, insbesondere die Auf-
zählung menschlicher Attribute formelhaft und unbestimmt. 
Die ethische Relevanz selbstbestimmter Selbstdeutungen 
im politischen Prozess ins Spiel zu bringen, würde erst dem 
christlichen Personbegriff wie der Forderung nach Beteili-
gung gerecht.

Fazit

(27) Im Prozess der politischen Moderne ist die Sicherung und 
Entfaltung der menschlichen Freiheit, der Würde des Menschen 
und seiner Rechte Ziel und Legitimation der politischen Bemühun-
gen. Dem korrespondiert auf Seiten der christlichen Sozialethik 
das grundlegende Verständnis der menschlichen Person als Aus-
gangspunkt und Ziel der Sozialethik: Im Mittelpunkt der Mensch. 
Mit dem politischen Fortschritt und der Individualisierung scheint 
das Bewusstsein von den politischen und gesellschaftlichen Vo-
raussetzungen und Bedingungen der Realisierung menschlicher 
Freiheit zu schwinden. Hinter der sich durchsetzenden Akzentuie-
rung auf das jeweilige Einzelwohl und auf den „Eigennutz“ geht der 
Sinn für das Gemeinsame verloren. In der Folge verliert die Differenz 
zwischen Individualethik und Sozialethik/Politik an Plausibilität. Eine 
stärkere Betonung des Gemeinwohls, unter Berücksichtigung der 
oben gemachten Differenzierungen, als spezifisches Ziel der Politik 
und eine entsprechende Begründung und Argumentation von ihm 
her würden klärend wirken. Für die AKSB und ihre Mitgliedseinrich-
tungen ist diese Akzentsetzung und die Förderung des „Gemein-
sinns“ für die nächsten Jahre eine höchst aktuelle und lohnenswer-
te Aufgabe – auch im Blick auf ihre eigene Rechtfertigung.
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3 Katholisch-sozial orientierte politische Bildung im 
Zeichen globaler Lebenswelten

Herausforderungen: dynamische und aktuelle gesell-
schaftliche Veränderungen

(28) Die vergangenen zehn Jahre stehen im Zeichen einer 
verdichteten Globalisierung mit immer komplexer werdenden 
weltumspannenden Interdependenzen. Diese weltweiten Wir-
kungszusammenhänge lassen sich weder auf einzelne Bereiche 
oder Teilaspekte von Wirtschaft, Politik, Gesellschaft und Kultur 
beschränken, noch können sie mit bisherigen Erklärungsmus-
tern wie Internationalisierung oder mit der scheinbar naturge-
setzmäßigen Dynamik des Welthandels beschrieben werden. 
Dieser fortschreitende Prozess fordert eine angemessene (Neu)
Orientierung der Pädagogik und ihrer didaktischen Umsetzung 
im Allgemeinen sowie der politischen Bildung im Besonderen.

(29) Globale Entwicklungen haben in einem zuvor nicht gekann-
ten Ausmaß Auswirkungen auf die persönlichen Lebensbezü-
ge vor allem von Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Nicht 
nur weltwirtschaftliche Veränderungen können auf die Einzelnen 
einwirken (wie bei der Arbeitsplatzsicherheit), sondern auch die 
Aktionsräume in den Bereichen der Kultur und der politisch-ge-
sellschaftlichen Teilhabe haben sich wesentlich geweitet. Man 
hat versucht, diesen Wirkungszusammenhang als „Glokalisie-
rung“ zu beschreiben. Die Menschen stehen heute verstärkt vor 
der Herausforderung, sich in einer Weltrisikogesellschaft – auch 
in stabilen Staaten gekennzeichnet durch scharfen Wettbewerb, 
Unsicherheit und Instabilität – einzuordnen und darin ihre perso-
nale Identität zu wahren bzw. zu finden.

(30) Im besonderen Maße zeigt sich dies bei der Auflösung ho-
mogener kultureller Lebensräume. Zunehmende und irreversible 
Migrationsbewegungen haben zur Notwendigkeit einer interkul-
turellen Kompetenz der Einzelnen geführt. Man hat versucht, 
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diese Herausforderung mit dem aus der ökonomischen Theorie-
bildung entlehnten Konzept des „Diversity-Management“ zu be-
gegnen, das kulturelle Vielfalt als Chance sieht. Im Kern geht es 
bei interkultureller Kompetenz und Sensibilität um die Fähigkeit, 
sich situationsgerecht und flexibel zwischen Kulturen bewegen 
zu können, ohne seine eigene Identität verleugnen zu müssen.

(31) Noch umfassender beschreiben unter der Bezeichnung des 
„Globalen Lernens“ verschiedene Modelle und Bildungsansätze 
die Notwendigkeit, die Inhalte, Formen und Lernfelder in dem 
Bereich der Bildung neu zu vermessen und diesen Themenkom-
plex als ein explizites wie notwendiges Lernfeld zu definieren. Hier 
treffen unterschiedliche Argumentations- und Deutungszusam-
menhänge aufeinander. Wesentliche Bestandteile des globalen 
Lernens sind die Aufklärung über Zusammenhänge weltweiter 
Interdependenzen und daraus resultierende Vor- und Nachteile 
der Globalisierung sowie die persönliche Verortung in einer Welt-
gesellschaft mit der Befähigung, sich in dieser (politisch) mündig 
einzubringen. Daran knüpfen sich zentrale Inhalte wie weltweite 
Armut und Solidarität, weltwirtschaftliche Verflechtungen, Verän-
derung politischer Teilhabe und kulturelle Komplexität.

(32) Ein besonderer Impuls kommt dabei aus der ökologisch mo-
tivierten Bildungsarbeit und wurde durch supranationale Organi-
sationen wie die UNO forciert: Bildung für nachhaltige Entwicklung 
(education for sustainable development). Dieser Ansatz hat seinen 
Niederschlag auch in unterschiedlichen Programmen der forma-
len wie auch der non-formalen Bildung gefunden. Zu nennen sind 
hier etwa die Anregungen durch die Bildungsprojekte, die von den 
Milleniumszielen (millenium development goals) beeinflusst wur-
den und die weltweite ökologische Verantwortung sowie die kon-
krete Verbesserung des Umweltschutzes festschreiben.

(33) Gleiches gilt für die Menschenrechtsbildung; hier wurden in 
den letzten Jahren ebenfalls eigene Bildungskonzepte beschrie-
ben und in die politische Bildung übertragen. In diesem Diskus-
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sionszusammenhang zeigt sich besonders deutlich, dass sich 
unter einem Begriff oftmals facettenreiche Bezüge verbergen. 
So versteht man unter Menschenrechtsbildung bzw. Menschen-
rechtserziehung zum einen den normativen Bezugsrahmen im 
Sinne einer Wertevermittlung und zum anderen auch schlicht-
weg einen Inhalt der politischen Bildungsarbeit.

Das Individuum in der globalisierten Welt 

(34) Unsere Bildungsarbeit dient der Entfaltung einer sozialver-
antwortlichen Individualität in einer Weltgesellschaft. Identitäts-
bildung muss die Herausforderung globaler Wirkungszusam-
menhänge in einer Weltgesellschaft stärker in den Blick nehmen. 
Hier gilt es, nicht nur politische und wirtschaftliche Aspekte in die 
Bildungsbemühungen einzubeziehen, sondern Globalisierung 
differenziert in ihrer Auswirkung und wechselseitigen Durchdrin-
gung von Systemen und Individuen darzustellen.

(35) Die Förderung persönlicher Solidarität hat im Zeichen ver-
dichteter Globalisierung daher nicht nur kleinräumige, gruppen-
spezifische und nationale Bezüge, sondern auch Lebensbedin-
gungen von Menschen weltweit einzubeziehen. Dieser Auftrag 
muss eine verstärkte Beachtung finden sowohl im Sinne einer 
weltweiten Solidaritätsgemeinschaft wie auch des solidarischen 
Handelns vor Ort. Gleiches gilt für ein weiteres Prinzip der christ-
lichen Gesellschaftsethik, die Subsidiarität. Unabhängig von der 
institutionellen Ebene sind Menschen in Bildungsprozessen zu 
befähigen, Formen solidarischen Handelns durch subsidiäre Hil-
fe zu erkennen und ggf. für sich umzusetzen.

(36) Der Diversitäts-Ansatz fragt, wie Menschen mit unterschied-
licher kultureller und religiöser Herkunft konstruktiv und gleichbe-
rechtigt miteinander umgehen und voneinander lernen können. 
Er meint komplexe Lebenszusammenhänge, in denen sich die 
Einzelnen mit ihren Differenzen – durch Bildungsprozesse unter-
stützt – einbringen können. Dabei geht es nicht wie in der Wirt-
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schaft um die bessere Effizienz von Systemen und die Nutzung 
der Personalressourcen, sondern es geht darum, Diskriminierung 
und Ausschlussmechanismen (besonders in Bildungseinrichtun-
gen) zu vermeiden und zur Entfaltung der eigenen Persönlichkeit 
und einer verantwortlichen Lebensgestaltung beizutragen.

(37) Wesentliche Voraussetzung für die persönliche Handlungs-
fähigkeit sind auch eine vielschichtige und umfangreiche Medien-
kompetenz sowie ausreichendes Bezugswissen. Die verdichtete 
Globalisierung ist untrennbar mit dem „Informationszeitalter“ ver-
woben, sie teilt nach einem bekannten Bonmot die Menschen 
in „user and looser“. Der Zugang zu und die Nutzung von neuen 
Medien und damit völlig neuartiger Kommunikations- wie Partizi-
pationsmöglichkeiten hat indes auch die Grundlagen der Demo-
kratie verändert, – man spricht beispielweise zu recht von e-de-
mocracy, um die Wirkungsmächtigkeit und neuartige Wertigkeit 
des Internets im politischen Raum zu beschreiben. Diese Verän-
derungsprozesse gilt es durch Lernprozesse kritisch zu begleiten.

Globales Lernen

(38) Auf den einfachsten Nenner gebracht lässt sich „Globales 
Lernen“ als Bildungsprozess beschreiben, der zum Erwerb von 
Kompetenzen führt, um sich in der Weltgesellschaft gewandt, 
flexibel und mündig zurechtzufinden. Die beiden Ansätze – so-
wohl der normative als auch der evolutionär-systemtheoretische 
– lassen sich in der Tradition der katholisch-sozial orientierten 
politischen Bildung wieder finden. Globales Lernen betont die 
Unterscheidung, fordert aber auch die Berücksichtigung der drei 
Ebenen Subjektorientierung, Sachorientierung sowie Wertorien-
tierung und folgt dem klassischen pädagogischen Paradigma 
von Sehen – Urteilen – Handeln.

(39) Auch wenn die genannten Paradigmen in der AKSB längst 
integraler Bestandteil der Bildungsarbeit sind, gilt es, die globale 
Perspektive intensiver zu beachten und auf didaktisch-methodi-
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scher Ebene umzusetzen. Nicht nur in Seminaren mit dezidiert 
globalen Lerninhalten, sondern auch in Seminaren in anderen 
Themenfeldern sind weltweite Verflechtungen mit in den Blick zu 
nehmen. Es ist auch für katholisch-sozial orientierte politische 
Bildungsarbeit notwendig, „Globalisierung als Fokus“ zur Quer-
schnittsaufgabe zu machen.

(40) Das Bildungskonzept der nachhaltigen Entwicklung stand 
zu Unrecht in der Kritik, ausschließlich die ökologische Dimen-
sion zu betonen; heute wird das Konzept umfassender verstan-
den. Eine stärkere Berücksichtigung ökologischer Fragen in 
unserer Bildungsarbeit ist jedoch wichtig. Es gilt, ökologische 
Verantwortung nicht nur als Bezugsfeld oder Umfeld für andere 
Dimensionen, sondern aus sich selbst heraus als notwendig an-
zusehen. Mit anderen Worten: die Bewahrung der Schöpfung ist 
ein Wert an sich, der in der Diskussion um nachhaltige Entwick-
lung eine ihm entsprechende Rolle spielen muss. 

(41) Die Auseinandersetzung um die Abgrenzung von Kampag-
nenarbeit und Bildungsarbeit lenkt die Aufmerksamkeit auf bis-
her wenig genutzte Potentiale. Einzelne und offene Kampagnen 
können verstärkt als Motivation bzw. Bezugspunkt für konkrete 
Bildungsangebote genutzt werden. Außerdem liegt eine Stärke 
unserer Institutionen darin, Menschen bei einer notwendigen 
Reflexion konkreter Aktionen zu begleiten und ihnen dabei auch 
Handlungskompetenz zu vermitteln.

(42) Im Bereich des globalen Lernens wird zuweilen die Auswir-
kung der Globalisierung auf die Demokratie vernachlässigt. Im 
Zentrum der politischen Bildung steht immer wieder die Ausei-
nandersetzung um Bedingungen, Sicherung und Belebung de-
mokratischer Strukturen. Wie bereits oben beschrieben, haben 
sich die Referenzrahmen, wie im Konzept des Weltbürgers oder 
auch Formen der e-democracy grundlegend geändert. Es gilt, 
dieser dynamischen Entwicklung in der konkreten Bildungsar-
beit Rechnung zu tragen. 
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Menschenrechtsbildung

(43) Menschenrechtsbildung kann im oben beschriebenen Sin-
ne beides beinhalten: unsere Bildungsbemühungen müssen auf 
diese normativen Grundlagen hin ausgerichtet sein und die Ver-
mittlung von Wissen um die allgemeinen Menschenrechte soll-
te Gegenstand von Bildungsmaßnahmen sein und bleiben. Der 
Impuls, Menschenrechte auch als Lerninhalt aufzugreifen, kann 
stärker umgesetzt werden. Menschenrechte sollten immer wie-
der als normative Bezugsgröße befragt werden.

(44) Menschenrechte als normatives Bezugsfeld tauchen in der 
Christlichen Gesellschaftslehre dezidiert auf. Christliches Men-
schen- und Weltbild stehen nicht im Gegensatz zu, sondern 
in einem gemeinsamen Bezugsfeld mit den allgemeinen Men-
schenrechten, wobei die politischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Rechte als gleichwertig angesehen werden sollten. 

(45) Die Diskussion um Menschenrechte und um ihre Beach-
tung kann auch im Nahbereich hilfreiche Selbstreflexionen aus-
lösen. Sie halten uns den Spiegel vor, wie in katholisch-sozial 
orientierten Bildungseinrichtungen grundlegende Forderungen – 
beispielsweise der Geschlechtergerechtigkeit oder der „Option 
für die Armen“ – berücksichtigt werden.

(46) Schließlich findet sich in diesem Konzept der Menschen-
rechtsbildung auch eine der wichtigen Nahtstellen zwischen 
formaler und non-formaler Bildung. Hier lassen sich Potentiale 
einer komplementären Bildung zwischen Schule, Universität und 
Arbeitsplatz, Bildungshaus und Verband finden, wie sie in den 
Leitlinien und der Tradition einer katholisch-sozial orientierten 
politischen Bildung festgeschrieben sind.
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Fazit

(47) Die Herausforderungen an die politische Bildung und damit 
die Basis und Bezugsfelder innerhalb der AKSB haben in den 
vergangenen Jahren auch durch verschiedene Konzepte wie die 
Menschenrechtsbildung, die Konzepte globalen Lernens sowie 
Impulse aus der Entwicklungszusammenarbeit und der Dynami-
sierung von kulturellen wie politischen Lebenswelten dazu ge-
führt, die eigenen Grundlagen zu befragen und damit auch die 
Konvention fortzuschreiben. Die bisherigen Antworten beziehen 
sich vielfach auf Diskussionszusammenhänge und Forderun-
gen, wie sie weiterhin gültig in der AKSB-Konvention von 1998 
beschrieben wurden. Gleichwohl gilt es, diese aktuellen Heraus-
forderungen aufzugreifen, um die Grundaussagen der Konven-
tion und ihre Bedeutung in Erinnerung zu rufen und aktualisiert 
fortzuschreiben. Dies bedeutet unter anderem, Globalisierung 
als Querschnittsthema und Menschenrechte als normative Be-
zugsgröße katholisch-sozial orientierter politischer Bildungsar-
beit stärker in den Blick zu nehmen.

4 Ausblick

(48) Dieser Text ist – wie bereits in der Einleitung beschrieben – eine 
Ergänzung und Aktualisierung der „Konvention über katholisch-
sozial orientierte politische Jugend- und Erwachsenenbildung in 
der AKSB“. Er bietet zu drei grundlegenden Aspekten der Kon-
vention eine Präzisierung und Weiterentwicklung auf der Basis ak-
tueller Fachdebatten. Gleichzeitig bildet er ein Arbeitsprogramm, 
um die Grundlagen katholisch-sozial orientierter Bildungsarbeit 
weiter zu diskutieren und immer wieder an aktuelle gesellschaft-
liche und politische Entwicklungen anzuknüpfen. Die Arbeitsge-
meinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke will auch zukünftig 
auf der Basis ihres in der Konvention und in diesem ergänzenden 
und aktualisierenden Papier festgeschriebenen Selbstverständ-
nisses politische Bildung anbieten, dabei aber immer „am Puls 
der Zeit“ bleiben.
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Die Ziffern im folgenden Sachregister beziehen sich auf die Absatzzif-
fern in der Konvention von 1998 (= K) und in den Aktualisierenden Er-
gänzungen von 2009 (= AE). 

AKSB
• Arbeitsstrukturen   K: 28, 32
• Aufgaben   K: 1, 28f
• Bildungsauftrag   K: 14, 18f
• Zentralstelle   K: 29
• Ziele   K: 1, 28,35

Politische Bildung   K: 1f, 3, 14, 16f, 21f, 24f, 31; AE: 5f, 7, 22f
• Für nachhaltige Entwicklung   AE: 32
• Katholisch-sozial orientierte politische Bildung

Angebot   K: 16, 19
Bildungshäuser   K: 33
Demokratietheoret. Verortung   AE: 1-5
Eigenständigkeit   K: 16f, 26
Einordnung im Bildungssystem   K: 14
Fortbildung   K: 32
Grundlage   K: 3
Grundsicherung des Angebotes   K: 26
Kooperation   K: 35-38
Lernziele   K: 18f
Motivation   K: 16, 19
Öffentliche Förderung   K: 26
Personales Angebot   K: 30ff
Qualitätssicherung   K: 2, 37 
Thematische Schwerpunkte   K: 34; AE: 11f, 38f
Wertorientierung   K: 23, 30f
Ziele   K: 4, 7, 18, 19; AE: 20-26

• Non-formale politische Bildung   AE: 10, 46
• Menschenrechtsbildung   AE: 22, 33, 43, 46
• Plurale Trägerstruktur   K: 24
• Wertorientierung allgemein   K: 21, 24
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Aktive europäische Bürgerschaft   AE: 11, 12
Beutelsbacher Konsens   K: 23
Bewahrung der Schöpfung   K: 19
Bürgergesellschaft   K: 14, 21; AE: 22, 38
Bürgertypen   AE: 9-11
Christliche Sozialethik   K: 3ff, 6, 8-13; AE: 11, 27, 35
Demokratie   K: 18f; AE: 0, 1, 7, 22, 42
Demokratiemodelle   AE: 2, 4
Demokratiepädagogik   AE: 4, 6
Demokratiezufriedenheit   AE: 3
Demokratietheoret. Grundlegung   AE: 1-5
Diversitäts-Ansatz   AE: 36
Engagement   K: 16, 19, 31ff; AE: 0, 7, 19, 23
Europäische Integration   K: 12, 19
Familie   K: 4, 19f
Förderung von Kompetenzen   K: 12
Freiheit   K: 3. 6, 15; AE: 21, 27
Frieden   K: 7, 19
Gemeinwohl   K: 10f, 15, 19; AE: 13-19, 22, 23, 27
Gerechtigkeit   K: 6f, 19; AE: 17
Geschlechtergerechtigkeit   K: 19
Geschlechterverhältnis   K: 4, 34
Gesellschaftl. Herausforderungen   K: 3ff, 7, 14, 34; AE: 0, 6, 27, 48 
Gestaltung/Mitgestaltung   K: 4, 11, 14f, 18f, 21f, 26, 30; AE: 3, 36
Gewissen   K: 3, 6, 14
Globales Lernen   AE: 31, 38f, 42
Globalisierung   K: 19; AE: 28-31, 34, 37, 47
Grundgesetz   K: 9, 21
Identitätsbildung   K: 4, 17
Interkulturelle Kompetenz   AE: 30
Internationalität   K: 18f, 29, 34; AE: 17, 28 
Kirche und politische Bildung   K: 2, 22, 27, 39
Kultur   K: 8, 11, 16, 18f, 22, 24, 30; AE: 16, 28-31, 36, 47
Lebenslanges Lernen   K: 14; AE: 11
Lebensweltorientierung   K: 18
Lernziele   K: 18 
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Medienkompetenz   K: 19; AE: 37
Menschenbild, christliches   K: 3ff
Menschenrechte   K: 9; AE: 17, 43ff, 47
Menschenwürde   K: 3, 6, 9, 12; AE: 26, 27
Nachhaltigkeit   K: 19; AE: 0, 33, 40
Naturwissenschaft   K: 16f, 19
Ökologie   K: 19
Partizipation   K: 18f; AE: 4, 10, 12, 19, 22 
Person, Personalität   K: 3-5, 6, 8; AE: 17, 21, 23, 26, 27, 29 
Pluralismus   K: 21, 24, 26, 39
Politik (Umschreibung)   K: 15f; AE: 6, 13
Politikdidaktik   AE: 2, 5, 9, 11
Rechtsstaat   K: 15
Selbstbestimmte Selbstdeutungen   AE: 23, 26
Selbstverwirklichung   K: 6
Solidarität   K: 7, 11f, 14, 19, 35; AE: 18, 23, 25, 35
Soziale Marktwirtschaft   K: 11, 19
Soziale Netzwerke   K: 19
Soziales Lernen   AE: 7 
Staat   K: 4, 6f, 9ff, 13ff, 18f, 21f, 25f; AE: 18, 28
Subsidiarität   K: 12, 19; AE: 19, 35
Verantwortung   K: 3ff, 10, 12, 14f, 18f, 25f, 32, 35, 39; AE; 13, 18, 23,  
                         32, 36, 40
Weltbürgertum   AE: 11, 42
Weltgesellschaft   AE: 31, 34, 38
Weltrisikogesellschaft   AE: 29
Wertevermittlung   K: 18; AE: 33
Wertewandel   K: 4 
Wertorientierung   K: 3f, 21, 23, 26, 30, 39; AE: 38
Zivilgesellschaft   K: 19; AE: 6
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Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke 
in der Bundesrepublik Deutschland (AKSB)

Die AKSB ist Mitglied in der Europäischen Vereinigung für Erwachsenen-
bildung (EAEA), der Katholischen Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Erwachsenenbildung (KBE) und in der Gemeinsamen Initiative der 
Träger Politischer Jugendbildung (GEMINI) im Bundesausschuss 
Politische Bildung (bap). 
Gemeinsam mit der Deutschen Katholischen Erwachsenenbildung 
(KBE, Landes- und Diözesanarbeitsgemeinschaften) und der Arbeits-
stelle für Jugendseelsorge der Deutschen Bischofskonferenz (afj) / 
Jugendhaus Düsseldorf ist die AKSB Träger des Europabüros für 
katholiche Jugendarbeit und Erwachsenenbildung in Brüssel. Zu den 
Aufgaben des Europabüros gehören die Information über europäische 
Bildungspolitik und die Entwicklung der Förderprogramme der EU, 
Lobbying und Präsenz in Brüssel und die Interessenvertretung des 
Katholischen Netzwerks Jugend in Europa (Rete Juventutis RJ).

Informationen
>  zur AKSB Konvention: www.aksb.de > Konvention
>  zu Mitgliedseinrichtungen: www.aksb.de > Mitgliedseinrichtungen
>  zum Kursangebot der AKSB: www.aksb.de > Kursangebot
>  zur Arbeit der AKSB Fachgruppen: www.aksb.de/imtrend
>  zur trägereigenen Datenbank „Didaktische Dokumentation“: 
 www.aksb.de > didado

Kontakt:

AKSB-Geschäftsstelle
Heilsbachstraße 6 · 53123 Bonn
Tel.: 0228-2 89 29 30 · Fax: 0228-2 89 29 57
info@aksb.de · www.aksb.de

Europabüro für katholische
Jugendarbeit und Erwachsenenbildung
Av. Tervuren 221 · B-1150 Brüssel
Tel.: 00 32 2 738 07 90 · Fax: 00 32 2 738 07 95
office@cathyouthadult.org · www.cathyouthadult.org
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